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Auf Grund von § 57 des Landtagswahlgesetzes (LWG) in der Fassung vom 15. April 

2005 (GBl. S. 384) wird verordnet: 

 

1. ABSCHNITT 

 

Gliederung des Wahlgebiets 

 

§ 1 

 

Allgemeine Wahlbezirke 

 

(1) Gemeinden mit nicht mehr als 2 500 Einwohnern bilden in der Regel einen Wahlbe-

zirk. Ob und wie viele Wahlbezirke in einer Gemeinde gebildet und wie die Wahlbezirke 

gegeneinander abgegrenzt werden, bestimmt der Bürgermeister. 

 

(2) Die Wahlbezirke sollen nach den örtlichen Verhältnissen so gebildet und abgegrenzt 

werden, dass allen Wahlberechtigten die Teilnahme an der Wahl möglichst erleichtert 

wird. Kein Wahlbezirk soll mehr als 2 500 Einwohner umfassen. Die Zahl der Wahlbe-

rechtigten eines Wahlbezirks darf nicht so gering sein, dass erkennbar wird, wie einzel-

ne Wahlberechtigte gewählt haben. 

 

(3) Die Wahlberechtigten in Gemeinschaftsunterkünften wie Lagern, Unterkünften der 

Bundeswehr, der Bundespolizei oder der Polizei sollen nach festen Abgrenzungsmerk-

malen auf mehrere Wahlbezirke verteilt werden. 

 

(4) Der Kreiswahlleiter kann ein gemeindefreies Gebiet mit einem Wahlbezirk einer an-

grenzenden Gemeinde zu einem Wahlbezirk vereinigen. 
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§ 2 

 

Sonderwahlbezirke 

 

Für Krankenhäuser, Altenheime, Altenwohnheime, Pflegeheime, Erholungsheime und 

gleichartige Einrichtungen mit einer größeren Anzahl von Wahlberechtigten, die keinen 

Wahlraum außerhalb der Einrichtung aufsuchen können, kann der Bürgermeister Son-

derwahlbezirke zur Stimmabgabe für Inhaber eines Wahlscheins bilden. Mehrere Ein-

richtungen können zu einem Sonderwahlbezirk zusammengefasst werden. § 1 Abs. 2 

Satz 3 gilt entsprechend. 

 

2. ABSCHNITT 

 

Wahlorgane 

 

§ 3 

 

Gemeinsame Kreiswahlausschüsse 

 

Für mehrere Wahlkreise desselben Land- oder Stadtkreises kann ein gemeinsamer 

Kreiswahlleiter berufen und ein gemeinsamer Kreiswahlausschuss bestellt werden. Dies 

gilt auch, wenn diese Wahlkreise Teile anderer Land- oder Stadtkreise mit umfassen. 

 

§ 4 

 

Unterweisung der Wahlvorstände 

 

(1) Der Bürgermeister hat die Mitglieder der Wahlvorstände vor der Wahl so über ihre 

Aufgaben zu unterrichten, dass ein ordnungsmäßiger Ablauf der Wahlhandlung sowie 

der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses gesichert ist. Der Bürgermeister 

hat die Wahlvorsteher und ihre Stellvertreter vor Beginn der Wahlhandlung auf ihre Ver-

pflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amts und zur Verschwiegenheit über 

die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinzuwei-

sen. 

 

(2) Die Unterrichtung der Mitglieder der Briefwahlvorstände und der Hinweis auf die 

Pflichten der Vorsteher der Briefwahlvorstände und ihrer Stellvertreter obliegt dem 

Kreiswahlleiter, bei Bildung von Briefwahlvorständen für einzelne oder mehrere Ge-
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meinden nach § 10 Abs. 2 LWG dem Bürgermeister der jeweiligen oder der nach § 5 

Abs. 2 betrauten Gemeinde. 

 

§ 5 

 

Bildung der Briefwahlvorstände 

 

(1) Bei der Bildung von Briefwahlvorständen nach § 10 Abs. 1 und 2 LWG darf die Zahl 

der auf einen Briefwahlvorstand voraussichtlich entfallenden Wahlbriefe nicht so gering 

sein, dass erkennbar wird, wie einzelne Wahlberechtigte gewählt haben; auf einen 

Briefwahlvorstand sollen mindestens 50 Wahlbriefe entfallen. 

 

(2) Wird im Rahmen einer Anordnung nach § 10 Abs. 2 LWG für mehrere Gemeinden 

ein Briefwahlvorstand gebildet, so ist eine dieser Gemeinden mit der Durchführung der 

Briefwahl zu betrauen. 

 

§ 6 

Verfahren der Wahlausschüsse und Wahlvorstände 

 

(1) Die Vorsitzenden der Wahlausschüsse bestimmen Zeit, Ort und Gegenstand der Sit-

zungen des Wahlausschusses, machen dies öffentlich bekannt und laden die Beisitzer 

und die Hilfskräfte zu den Sitzungen ein. Die Beisitzer der Wahlausschüsse sind in der 

Ladung darauf hinzuweisen, dass der Wahlausschuss ohne Rücksicht auf die Zahl der 

erschienenen Beisitzer beschlussfähig ist. 

 

(2) Die Wahlvorstände werden vom Bürgermeister, die Briefwahlvorstände vom Kreis-

wahlleiter, in den Fällen des § 10 Abs. 2 LWG vom Bürgermeister der jeweiligen oder 

der nach § 5 Abs. 2 betrauten Gemeinde einberufen; Zeit, Ort und Gegenstand der Sit-

zungen sind öffentlich bekannt zu machen. 

 

(3) Für die öffentlichen Bekanntmachungen nach den Absätzen 1 und 2 genügt es, 

wenn Zeit, Ort und Gegenstand der Sitzung durch Aushang am oder im Eingang des 

Sitzungsgebäudes mit dem Hinweis bekannt gemacht werden, dass jedermann Zutritt zu 

der Sitzung hat. 

 

(4) Der Vorsitzende bestellt, bei Wahlvorständen aus den Beisitzern, einen Schriftführer. 

Der Schriftführer eines Wahlausschusses ist nur stimmberechtigt, wenn er zugleich Bei-

sitzer ist. 
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(5) Der Vorsitzende hat die Beisitzer und den Schriftführer zu Beginn der ersten Sitzung 

auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amts und zur Verschwie-

genheit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenhei-

ten hinzuweisen. 

 

(6) Mitglieder eines Wahlvorstands dürfen während ihrer Tätigkeit kein auf eine politi-

sche Überzeugung hinweisendes Zeichen sichtbar tragen. 

 

(7) Der Vorsitzende leitet die Sitzungen des Wahlausschusses und des Wahlvorstands. 

Er übt während deren Dauer das Hausrecht aus. 

 

(8) Über jede Sitzung ist vom Schriftführer eine Niederschrift zu fertigen; sie ist vom 

Vorsitzenden, vom Schriftführer und von den am Schluss der Sitzung anwesenden Bei-

sitzern zu unterzeichnen. 

 

§ 7 

 

Bewegliche Wahlvorstände 

 

Für die Stimmabgabe in kleineren Krankenhäusern, kleineren Alten- oder Pflegeheimen, 

Klöstern und Justizvollzugsanstalten können bewegliche Wahlvorstände gebildet wer-

den. Der bewegliche Wahlvorstand besteht aus dem Wahlvorsteher des zuständigen 

Wahlbezirks oder seinem Stellvertreter und zwei Beisitzern des Wahlvorstands. Der 

Bürgermeister kann auch den beweglichen Wahlvorstand eines anderen Wahlbezirks 

der Gemeinde mit der Entgegennahme der Stimmzettel beauftragen. 

 

§ 8 

 

Ehrenämter 

 

Die Übernahme eines Wahlehrenamts können ablehnen  

1. Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung, 

2. Mitglieder des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundestags oder eines 

Landtags, 

3. Wahlberechtigte, die am Wahltag das 65. Lebensjahr vollendet haben, 

4. Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge für ihre Familie die 

Ausübung ihres Amts in besonderer Weise erschwert, oder 

5. Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie aus dringenden beruflichen Grün-

den oder durch Krankheit oder Behinderung oder aus einem sonstigen wichtigen 

Grund gehindert sind, das Amt ordnungsmäßig auszuüben. 
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§ 9 

 

Entschädigung für Inhaber von Ehrenämtern, Zehrgeld 

 

(1) Beisitzer der Wahlausschüsse und Mitglieder der Wahlvorstände erhalten, wenn sie 

außerhalb ihres Wahlbezirks tätig werden, Ersatz ihrer notwendigen Fahrkosten in ent-

sprechender Anwendung von § 5 und § 6 Abs. 1 des Landesreisekostengesetzes; wer-

den sie außerhalb ihres Wohnorts tätig, erhalten sie außerdem Tage- und Übernach-

tungsgelder nach dem Landesreisekostengesetz. Ein weitergehender Anspruch auf Ent-

schädigung für die ehrenamtliche Tätigkeit besteht nicht. 

 

(2) Den Mitgliedern der Wahlausschüsse kann für die Teilnahme an einer Sitzung des 

Wahlausschusses, den Mitgliedern der Wahlvorstände für den Wahltag ein Zehrgeld von 

je 21 Euro gewährt werden; es ist auf ein Tagegeld nach Absatz 1 anzurechnen. 

 

3. ABSCHNITT 

 

Vorbereitung der Wahl 

 

1. Unterabschnitt 

 

Wählerverzeichnis 

 

§ 10 

 

Führung des Wählerverzeichnisses 

 

(1) Der Bürgermeister legt vor jeder Wahl für jeden allgemeinen Wahlbezirk ein Ver-

zeichnis der Wahlberechtigten nach Familiennamen und Vornamen, Tag der Geburt und 

Wohnung an. Das Wählerverzeichnis kann auch im automatisierten Verfahren geführt 

werden. 

 

(2) Das Wählerverzeichnis wird unter fortlaufender Nummer in der Buchstabenfolge der 

Familiennamen, bei gleichen Familiennamen der Vornamen, angelegt. Es kann auch 

nach Ortsteilen, Straßen und Hausnummern gegliedert werden. Es enthält je eine Spalte 

für Vermerke über die Stimmabgabe und für Bemerkungen. In die Spalte für Bemerkun-

gen dürfen nur Vermerke nach § 16 Abs. 3 aufgenommen werden. 
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§ 11 

 

Eintragung der Wahlberechtigten 

 

(1) Wahlberechtigte, die am 35. Tag vor der Wahl (Stichtag) im Land für eine Wohnung 

gemeldet sind, werden von Amts wegen in das Wählerverzeichnis der Gemeinde einge-

tragen, in der am Stichtag die Wohnung, bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung 

liegt. 

 

(2) Wahlberechtigte Insassen einer Justizvollzugsanstalt, die nicht für eine Wohnung 

außerhalb der Justizvollzugsanstalt gemeldet sind, werden auf Antrag in das Wählerver-

zeichnis der Gemeinde eingetragen, in der die Justizvollzugsanstalt liegt. Ein Wahlbe-

rechtigter, der ohne eine Wohnung zu haben, sich sonst gewöhnlich im Land aufhält (§ 7 

Abs. 1 Nr. 2 LWG), ist auf Antrag in das Wählerverzeichnis der Gemeinde einzutragen, 

in der er seinen Antrag stellt. Der Antrag ist spätestens bis zum 21. Tag vor der Wahl zu 

stellen. Er muss Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und Anschrift des Wahlbe-

rechtigten enthalten. Der Wahlberechtigte hat zu versichern, dass er bei keiner anderen 

Stelle in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder seine Eintragung beantragt hat  

oder noch beantragen wird. In den Fällen des Satzes 2 hat der Wahlberechtigte nach-

zuweisen, dass er bis zum Wahltag seit mindestens drei Monaten seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt im Land haben wird. 

 

(3) Verlegt ein Wahlberechtigter, der nach Absatz 1 in das Wählerverzeichnis eingetra-

gen ist, seine Wohnung und meldet er sich vor Beginn der Einsichtsfrist für das Wähler-

verzeichnis bei der Meldebehörde des Zuzugsorts an, so wird er in das Wählerverzeich-

nis des Zuzugsorts nur auf Antrag eingetragen; Absatz 2 Sätze 3 und 4 gilt entspre-

chend. Ein nach Absatz 1 in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, der 

sich innerhalb derselben Gemeinde für eine Wohnung anmeldet, bleibt in dem Wähler-

verzeichnis des Wahlbezirks eingetragen, für den er am Stichtag gemeldet war. Der 

Wahlberechtigte ist bei der Anmeldung über die Regelung in den Sätzen 1 und 2 zu un-

terrichten. Erfolgt die Eintragung auf Antrag, benachrichtigt der Bürgermeister des Zu-

zugsorts hiervon unverzüglich den Bürgermeister des Fortzugsorts, der den Wahlbe-

rechtigten im dortigen Wählerverzeichnis streicht. Wenn im Falle des Satzes 1 bei der 

Gemeinde des Fortzugsorts eine Mitteilung über den Ausschluss vom Wahlrecht vorliegt 

oder nachträglich eingeht, benachrichtigt der Bürgermeister unverzüglich den Bürger-

meister der Zuzugsgemeinde, der den Wahlberechtigten im Wählerverzeichnis streicht; 

der Betroffene ist von der Streichung zu unterrichten. 
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(4) Für Wahlberechtigte, die am Stichtag nicht für eine Wohnung im Land gemeldet sind 

und sich vor Beginn der Einsichtsfrist für das Wählerverzeichnis bei der Meldebehörde 

für eine Wohnung anmelden, gilt Absatz 3 Sätze 1 und 3 entsprechend. 

 

(5) Bezieht ein Wahlberechtigter, der nach Absatz 1 in das Wählerverzeichnis eingetra-

gen ist, in einer anderen Gemeinde eine weitere Wohnung, die seine Hauptwohnung 

wird, oder verlegt er seine Hauptwohnung in eine andere Gemeinde, so gilt, wenn er 

sich vor Beginn der Einsichtsfrist für das Wählerverzeichnis bei der Meldebehörde an-

meldet, Absatz 3 entsprechend. 

 

(6) Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich für die Antragstellung nach den Absät-

zen 2 bis 5 der Hilfe einer anderen Person bedienen; § 35 gilt entsprechend. 

 

(7) Personen, die am Wahltag nicht wahlberechtigt sind, dürfen nicht in das Wählerver-

zeichnis aufgenommen werden. Das gleiche gilt für antragsberechtigte Personen, die 

keinen frist- oder formgerechten Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis gestellt 

haben. 

 

(8) Gibt der Bürgermeister einem Eintragungsantrag nicht statt oder streicht er eine in 

das Wählerverzeichnis eingetragene Person, hat er den Betroffenen unverzüglich zu 

unterrichten. Anträge auf Eintragung in das Wählerverzeichnis sind wie Einsprüche zu 

behandeln. Wird dem Antrag entsprochen, so genügt die Übersendung einer Wahlbe-

nachrichtigung (§ 12). 

 

§ 12 

 

Benachrichtigung der Wahlberechtigten 

 

(1) Spätestens am Tag vor der Bereithaltung des Wählerverzeichnisses zur Einsicht-

nahme benachrichtigt der Bürgermeister schriftlich jeden Wahlberechtigten, der in das 

Wählerverzeichnis eingetragen ist, von seiner Eintragung. Die Benachrichtigung soll 

enthalten  

1. den Familiennamen, den Vornamen und die Wohnung des Wahlberechtigten, 

2. die Angabe des Wahlraums, 

3. die Angabe des Wahltags und der Wahlzeit, 

4. die Nummer, unter der der Wahlberechtigte in das Wählerverzeichnis eingetragen 

ist, 

5. die Aufforderung, die Wahlbenachrichtigung zur Wahl mitzubringen und den Perso-

nalausweis oder Reisepass bereitzuhalten, 
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6. den Hinweis, dass die Wahlbenachrichtigung einen Wahlschein nicht ersetzt und 

daher nicht zur Wahl in einem anderen als dem angegebenen Wahlraum berechtigt, 

und 

7. die Unterrichtung über die Voraussetzungen für die Erteilung eines Wahlscheins, 

über dessen Beantragung sowie über die Übersendung von Briefwahlunterlagen. Sie 

muss mindestens Hinweise darüber enthalten,  

 a) dass ein Wahlschein nur zu beantragen ist, wenn der Wahlberechtigte in einem 

anderen Wahlbezirk seines Wahlkreises oder durch Briefwahl wählen will, 

 b) unter welchen Voraussetzungen ein Wahlschein erteilt wird,  

 c) dass der Wahlschein von einem anderen als dem Wahlberechtigten nur beantragt 

oder in Empfang genommen werden kann, wenn die Berechtigung zur Antragstel-

lung und zur Empfangnahme durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-

gewiesen wird und 

 d) durch welches Postunternehmen oder auf welche andere Weise die Übersen-

dung der Briefwahlunterlagen erfolgt. 

Wahlberechtigte, die nach § 11 Abs. 2 bis 5 auf Antrag in das Wählerverzeichnis einge-

tragen werden, sind unverzüglich nach der Eintragung zu benachrichtigen. 

 

(2) Der Benachrichtigung nach Absatz 1 ist ein Vordruck für einen Antrag auf Ausstel-

lung eines Wahlscheins beizufügen. 

 

(3) Auf Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen wer-

den, finden die Absätze 1 und 2 keine Anwendung, wenn sie bereits einen Wahlschein 

beantragt haben. 

 
(4) Stellt ein Kreiswahlleiter fest, dass die fristgemäße Benachrichtigung nach Absatz 1 

infolge von Naturkatastrophen oder ähnlichen Ereignissen höherer Gewalt gestört ist, 

bestimmt er, dass sie in dem betroffenen Gebiet später erfolgen kann. Wenn zu besor-

gen ist, dass die Benachrichtigung nicht bis zum sechsten Tag vor der Wahl erfolgen 

kann, bestimmt er, dass die Wahlberechtigten in anderer geeigneter Weise über die An-

gaben nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2, 3, 5 bis 7 zu benachrichtigen sind. Der Kreiswahllei-

ter kann hierzu im Einzelfall ergänzende Regelungen zur Anpassung an die besonderen 

Verhältnisse treffen. Er macht die Gründe für die Störung, das betroffene Gebiet, die von 

ihm für den Einzelfall getroffenen Regelungen und die Art der Benachrichtigung in ge-

eigneter Weise bekannt. 
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§ 13 

 

Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 

und die Erteilung von Wahlscheinen 

 

Der Bürgermeister macht spätestens am 24. Tag vor der Wahl in ortsüblicher Weise öf-

fentlich bekannt,  

1. von wem, zu welchen Zwecken und unter welchen Voraussetzungen, wo, wie lange 

und zu welchen Tagesstunden das Wählerverzeichnis eingesehen werden kann, 

2. dass beim Bürgermeister innerhalb der Einsichtsfrist schriftlich oder durch Erklärung 

zur Niederschrift Einspruch gegen das Wählerverzeichnis eingelegt werden kann, 

3. dass Wahlberechtigten, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, bis spätes-

tens zum 21. Tag vor der Wahl eine Wahlbenachrichtigung zugeht und dass Wahlbe-

rechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und be-

reits einen Wahlschein beantragt haben, keine Wahlbenachrichtigung erhalten, 

4. wo, in welcher Zeit und unter welchen Voraussetzungen Wahlscheine beantragt wer-

den können und 

5. wie durch Briefwahl gewählt wird. 

 

§ 14 

 

Einsicht in das Wählerverzeichnis 

 

(1) Der Bürgermeister hält das Wählerverzeichnis mindestens am Ort der Gemeinde-

verwaltung während der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme bereit. Wird das 

Wählerverzeichnis im automatisierten Verfahren geführt, kann die Einsichtnahme durch 

ein Datensichtgerät ermöglicht werden. Es ist sicherzustellen, dass Bemerkungen nach 

§ 16 Abs. 3 im Klartext gelesen werden können. Das Datensichtgerät darf nur von einem 

Bediensteten der Gemeinde bedient werden. 

 

(2) Innerhalb der Einsichtsfrist ist das Anfertigen von Auszügen aus dem Wählerver-

zeichnis durch Wahlberechtigte zulässig, soweit dies im Zusammenhang mit der Prü-

fung des Wahlrechts einzelner bestimmter Personen steht. Die Auszüge dürfen nur für 

diesen Zweck verwendet und unbeteiligten Dritten nicht zugänglich gemacht werden. 

 

§ 15 

 

Einspruch und Beschwerde 
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(1) Der Einspruch nach § 21 Abs. 4 Satz 1 LWG wird beim Bürgermeister schriftlich oder 

zur Niederschrift eingelegt. Soweit die behaupteten Tatsachen nicht amtsbekannt oder 

offenkundig sind, hat der Einsprechende die erforderlichen Beweismittel beizubringen. 

 

(2) Will der Bürgermeister einem Einspruch gegen die Eintragung eines anderen statt-

geben, so hat er diesem vor der Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

 

(3) Der Bürgermeister hat seine Entscheidung dem Einsprechenden und dem sonst et-

wa Betroffenen spätestens am zehnten Tag vor der Wahl mitzuteilen und bei Zurück-

weisung des Einspruchs auf den zulässigen Rechtsbehelf hinzuweisen. Wird einem auf 

Eintragung gerichteten Einspruch stattgegeben, so genügt die Übersendung einer 

Wahlbenachrichtigung. 

 

(4) Die Beschwerde an den Kreiswahlleiter nach § 21 Abs. 4 Satz 3 LWG wird beim 

Bürgermeister schriftlich oder zur Niederschrift eingelegt. Dieser legt die Beschwerde 

mit den Vorgängen unverzüglich dem Kreiswahlleiter vor. Für das Beschwerdeverfahren 

gilt Absatz 2 entsprechend. Die Beschwerdeentscheidung ist den Beteiligten und dem 

Bürgermeister bekannt zu geben. Sie ist vorbehaltlich anderer Entscheidungen im Wahl-

prüfungsverfahren endgültig. 

 

§ 16 

 

Berichtigung des Wählerverzeichnisses 

 

(1) Nach Beginn der Einsichtsfrist ist die Eintragung oder Streichung von Personen so-

wie die Vornahme sonstiger Änderungen im Wählerverzeichnis nur noch auf rechtzeiti-

gen Einspruch oder rechtzeitige Beschwerde hin zulässig. § 11 Abs. 2 bis 5 und § 20 

Abs. 7 bleiben unberührt. 

 

(2) Ist das Wählerverzeichnis offensichtlich unrichtig oder unvollständig, so kann der 

Bürgermeister den Mangel auch von Amts wegen beheben. Dies gilt nicht für Mängel, 

die Gegenstand eines Einspruchs oder einer Beschwerde sind. § 15 Abs. 2 bis 4 gilt 

entsprechend. 

 

(3) Alle vom Beginn der Einsichtsfrist ab vorgenommenen Änderungen sind in der Spal-

te „Bemerkungen” zu erläutern und mit Datum und Unterschrift des vollziehenden Be-

diensteten, im automatisierten Verfahren anstelle der Unterschrift mit einem Hinweis auf 

den verantwortlichen Bediensteten zu versehen. 
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(4) Nach Abschluss des Wählerverzeichnisses können Änderungen mit Ausnahme der 

in Absatz 2 und in § 33 Abs. 2 vorgesehenen Berichtigungen nicht mehr vorgenommen 

werden. 

 

§ 17 

 

Abschluss des Wählerverzeichnisses 

 

Das Wählerverzeichnis ist spätestens am Tag vor der Wahl, jedoch nicht früher als am 

dritten Tag vor der Wahl durch den Bürgermeister abzuschließen. Er stellt dabei die Zahl 

der Wahlberechtigten des Wahlbezirks fest und gibt an, bei wie vielen Wahlberechtigten 

ein Wahlscheinvermerk eingetragen ist. Der Abschluss wird auf dem Wählerverzeichnis 

beurkundet. Bei automatisierter Führung des Wählerverzeichnisses ist vor der Beurkun-

dung ein Ausdruck herzustellen. 

 

2. Unterabschnitt 

 

Wahlscheine 

 

§ 18 

 

Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlscheinen 

 

(1) Ein Wahlberechtigter, der in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag 

einen Wahlschein. 

 

(2) Ein Wahlberechtigter, der nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf 

Antrag einen Wahlschein,  

1. wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Frist nach § 11 Abs. 2 die-

ser Verordnung oder die Frist nach § 21 Abs. 4 Sätze 1 oder 3 LWG versäumt hat, 

2. wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Frist nach § 11 

Abs. 2 dieser Verordnung oder der Frist nach § 21 Abs. 4 Sätze 1 oder 3 LWG ent-

standen ist oder 

3. wenn sein Wahlrecht im Einspruchs- oder Beschwerdeverfahren festgestellt wor-

den und die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses dem Bür-

germeister bekannt geworden ist. 

 

§ 19 

 

Wahlscheinanträge 
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(1) Die Erteilung eines Wahlscheins kann schriftlich oder mündlich beim Bürgermeister 

beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Fernkopie 

oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt. 

Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig. Der Antragsteller muss Familienna-

men, Vornamen, Geburtsdatum und seine Wohnanschrift (Straße, Hausnummer, Post-

leitzahl, Ort) angeben. Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage ei-

ner schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter 

Wahlberechtigter kann sich der Hilfe einer anderen Person bedienen; § 35 gilt entspre-

chend. 

 

(2) Wahlscheine können bis zum zweiten Tag vor der Wahl, 18 Uhr, beantragt werden. 

In den Fällen des § 18 Abs. 2 können Wahlscheine bis zum Wahltag, 15 Uhr, beantragt 

werden. Das Gleiche gilt, wenn bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung der Wahl-

raum nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten aufgesucht werden kann; in 

diesem Fall hat der Bürgermeister vor Erteilung des Wahlscheins den für den Wahlbe-

zirk des Wahlberechtigten zuständigen Wahlvorsteher davon zu unterrichten, der nach 

§ 33 Abs. 2 verfährt. 

 

(3) Verspätet eingegangene schriftliche Anträge sind mit einem Vermerk über den ge-

nauen Zeitpunkt ihres Eingangs zu versehen und mit den dazugehörigen Briefumschlä-

gen zu verpacken und vorläufig aufzubewahren. 

 

§ 20 

 

Erteilung von Wahlscheinen, Ausgabe von Briefwahlunterlagen 

 

(1) Der Wahlschein wird nach dem Muster der Anlage 1 vom Bürgermeister der Ge-

meinde erteilt, in deren Wählerverzeichnis der Wahlberechtigte eingetragen ist oder hät-

te eingetragen werden müssen. 

 

(2) Wahlscheine dürfen nicht vor Zulassung der Wahlvorschläge (§ 30 Abs. 1 LWG) er-

teilt werden. 

 

(3) Der Wahlschein muss von dem mit der Erteilung beauftragten Bediensteten eigen-

händig unterschrieben werden und mit dem Dienstsiegel versehen sein. Das Dienstsie-

gel kann eingedruckt werden. Wird der Wahlschein mit Hilfe automatischer Einrichtun-

gen erstellt, kann abweichend von Satz 1 die Unterschrift fehlen; stattdessen kann der 

Name des beauftragten Bediensteten eingedruckt werden. 
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(4) Dem Wahlschein sind beizufügen  

1. ein amtlicher Stimmzettel des Wahlkreises nach dem Muster der Anlage 2, 

2. ein amtlicher Stimmzettelumschlag für die Briefwahl nach dem Muster der Anlage 3 

und 

3. ein amtlicher Wahlbriefumschlag nach dem Muster der Anlage 4, auf dem die voll-

ständige Anschrift, wohin der Wahlbrief zu übersenden ist, sowie die Bezeichnung 

der Dienststelle der Gemeinde, die den Wahlschein ausgestellt hat (Ausgabestelle), 

und die Wahlscheinnummer oder der Wahlbezirk angegeben sind. 

Satz 1 gilt nicht für die Wahl nach § 21 Abs. 1. 

 

(5) An einen anderen als den Wahlberechtigten persönlich dürfen Wahlschein und 

Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt werden, wenn die Berechtigung zum Empfang 

durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird. § 19 Abs. 1 Satz 6 gilt 

entsprechend. 

 

(6) Postsendungen sind von der Gemeinde freizumachen. Die Gemeinde übersendet 

dem Wahlberechtigten Wahlschein und Briefwahlunterlagen mit Luftpost oder einer an-

deren schnelleren Versendungsart, wenn sich aus dem Antrag auf Erteilung des Wahl-

scheins ergibt, dass er aus einem außereuropäischen Gebiet wählen will, oder wenn 

eine schnellere Versendungsart sonst geboten erscheint. Der Wahlbriefumschlag, der 

den Briefwahlunterlagen beizufügen ist, ist freizumachen, sofern nicht anzunehmen ist, 

dass der Wahlberechtigte den Wahlbrief außerhalb des Bundesgebiets aufgeben, sich 

einer anderen Versendungsart bedienen oder den Wahlbrief bei der zuständigen Stelle 

abgeben will. 

 

(7) Hat ein Wahlberechtigter einen Wahlschein erhalten, so wird im Wählerverzeichnis in 

der Spalte für den Vermerk über die Stimmabgabe „Wahlschein” oder „W” eingetragen. 

 

(8) Holt der Wahlberechtigte den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen persönlich bei 

der Gemeinde ab, so soll ihm Gelegenheit gegeben werden, die Briefwahl an Ort und 

Stelle auszuüben. Es ist sicherzustellen, dass der Stimmzettel unbeobachtet gekenn-

zeichnet und in den Stimmzettelumschlag gelegt werden kann. 

 

(9) Über die erteilten Wahlscheine führt der Bürgermeister ein Wahlscheinverzeichnis, in 

dem die Fälle des § 18 Abs. 1 und die des § 18 Abs. 2 getrennt gehalten werden. Das 

Wahlscheinverzeichnis enthält unter fortlaufender Nummer Familienname, Vornamen, 

Tag der Geburt und Anschrift des Wahlberechtigten. Das Verzeichnis wird als Liste oder 

als Sammlung der Durchschriften der Wahlscheine geführt. Auf dem Wahlschein wird 

die Nummer eingetragen, unter der der Wahlschein im Wahlscheinverzeichnis vermerkt 

ist, sowie die Nummer, unter der der Wahlberechtigte im Wählerverzeichnis geführt wird, 
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oder der vorgesehene Wahlbezirk. Bei nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen 

Wahlberechtigten wird auf dem Wahlschein vermerkt, dass dessen Erteilung nach § 18 

Abs. 2 erfolgt ist und welchem Wahlbezirk der Wahlberechtigte zugeordnet wird. Wer-

den nach Abschluss des Wählerverzeichnisses noch Wahlscheine erteilt, so ist darüber 

ein besonderes Verzeichnis nach den Sätzen 1 bis 3 zu führen. 

 

(10) Wird ein Wahlberechtigter, der bereits einen Wahlschein erhalten hat, im Wähler-

verzeichnis gestrichen, so ist der Wahlschein für ungültig zu erklären. Der Bürgermeister 

führt darüber ein Verzeichnis, in das der Name des Wahlberechtigten und die Nummer 

des für ungültig erklärten Wahlscheins aufzunehmen ist; er hat das Wahlscheinver-

zeichnis zu berichtigen. Der Bürgermeister verständigt den Kreiswahlleiter, der alle 

Wahlvorstände des Wahlkreises über die Ungültigkeit des Wahlscheins unterrichtet. In 

den Fällen des § 42 Abs. 4 LWG ist im Wahlscheinverzeichnis und im Verzeichnis der 

für ungültig erklärten Wahlscheine in geeigneter Form zu vermerken, dass die Stimme 

eines Wählers, der bereits an der Briefwahl teilgenommen hat, nicht ungültig ist. 

 

(11) Nach Abschluss des Wählerverzeichnisses übersendet der Bürgermeister, sofern er 

nicht selbst oder sofern nicht eine andere Gemeinde für die Durchführung der Briefwahl 

zuständig ist, dem Kreiswahlleiter auf schnellstem Weg das Verzeichnis nach Absatz 10 

Satz 2 und Nachträge zu diesem Verzeichnis oder eine Mitteilung, dass Wahlscheine 

nicht für ungültig erklärt worden sind, so rechtzeitig, dass sie dort spätestens am Wahl-

tag vormittags eingehen. Ist eine andere Gemeinde mit der Durchführung der Briefwahl 

betraut, hat der Bürgermeister das Verzeichnis und die Nachträge oder eine Mitteilung 

entsprechend Satz 1 statt dem Kreiswahlleiter der beauftragten Gemeinde zu übersen-

den. 

 

(12) Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. Versichert ein Wahlberechtigter 

glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum 

Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. Absatz 10 Satz 1 bis 

3 und Absatz 11 gelten entsprechend. 

 

(13) Für den Einspruch und die Beschwerde wegen Versagung eines Wahlscheins (§ 22 

Abs. 2 LWG in Verbindung mit § 21 Abs. 4 Sätze 2 bis 4 LWG) gilt § 15 Abs. 1 und 4 

entsprechend. 

 

§ 21 

 

Erteilung von Wahlscheinen an bestimmte Personengruppen 

 



 

 

18

 

(1) Der Bürgermeister fordert spätestens am achten Tag vor der Wahl von den Leitun-

gen  

1. der Einrichtungen, für die ein Sonderwahlbezirk gebildet worden ist (§ 2), und 

2. der Einrichtungen, für deren Wahlberechtigte die Stimmabgabe vor einem bewegli-

chen Wahlvorstand vorgesehen ist (§ 7), 

ein Verzeichnis der wahlberechtigten Insassen und Bediensteten aus der Gemeinde, die 

am Wahltag in der Einrichtung wählen wollen. Der Bürgermeister erteilt diesen Wahlbe-

rechtigten von Amts wegen Wahlscheine ohne Briefwahlunterlagen und übersendet sie 

unmittelbar an diese. 

 

(2) Der Bürgermeister veranlasst die Leitungen der Einrichtungen spätestens am 13. 

Tag vor der Wahl,  

1. die wahlberechtigten Insassen und Bediensteten, die in Wählerverzeichnissen ande-

rer Gemeinden des gleichen Wahlkreises geführt werden, zu verständigen, dass sie 

in der Einrichtung nur wählen können, wenn sie sich von der Gemeinde, in deren 

Wählerverzeichnis sie eingetragen sind, einen Wahlschein beschafft haben, und 

2. die wahlberechtigten Insassen und Bediensteten, die in Wählerverzeichnissen von 

Gemeinden anderer Wahlkreise geführt werden, zu verständigen, dass sie ihr Wahl-

recht nur durch Briefwahl in ihrem Heimatwahlkreis ausüben können und sich dafür 

von der Gemeinde, in deren Wählerverzeichnis sie eingetragen sind, einen Wahl-

schein mit Briefwahlunterlagen beschaffen müssen. 

 

(3) Der Bürgermeister bittet spätestens am 13. Tag vor der Wahl die Truppenteile, die 

ihren Standort im Gemeindegebiet haben, die wahlberechtigten Soldaten entsprechend 

Absatz 2 zu verständigen. 

 

3. Unterabschnitt 

 

Wahlvorschläge, Stimmzettel 

 

§ 22 

 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

 

(1) Der Landeswahlleiter fordert durch Bekanntmachung im Staatsanzeiger für Baden-

Württemberg zur Einreichung von Wahlvorschlägen in den Wahlkreisen auf und gibt da-

bei an, bis zu welchem Zeitpunkt Wahlvorschläge spätestens bei den Kreiswahlleitern 

eingereicht werden müssen. Er weist ferner auf die Bestimmungen über Inhalt und Form 

der Wahlvorschläge sowie auf die mit den Wahlvorschlägen vorzulegenden Unterschrif-

ten, Erklärungen und Niederschriften hin. 



 

 

19

 

 

(2) Die Kreiswahlleiter fordern unverzüglich nach der Bekanntmachung des Landeswahl-

leiters in gleicher Weise zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. Sie machen diese 

Aufforderung in der für öffentliche Bekanntmachungen der Stadt- oder Landkreise im 

Wahlkreis bestimmten Form bekannt. 

 

§ 23 

 

Inhalt und Form der Wahlvorschläge 

 

(1) Ein Wahlvorschlag muss enthalten  

1. Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Tag der Geburt, Geburtsort und An-

schrift (Hauptwohnung) des Bewerbers und 

2. den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-

det, auch diese, bei anderen Wahlvorschlägen (§ 1 Abs. 2 Satz 2 LWG) das Kenn-

wort „Einzelbewerber”. 

Der Wahlvorschlag soll Namen und Anschrift der Vertrauensleute enthalten. 

 

(2) Wahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstands 

des Landesverbands, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 

und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei keinen Landesverband oder keine 

einheitliche Landesorganisation, so müssen die Wahlvorschläge von den Vorständen 

der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 

gemäß unterzeichnet sein. 

 

(3) Bei Wahlvorschlägen für Einzelbewerber haben drei Unterzeichner des Wahlvor-

schlags ihre Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst zu leisten. 

 

(4) Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 150 Wahlberechtigten des Wahlkreises 

unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 5 

unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:  

1. Der Kreiswahlleiter liefert die Formblätter auf Anforderung kostenfrei; er stellt sie auf 

Anforderung ohne Verpflichtung auf Kostenübernahme auch als Druckvorlage oder 

elektronisch bereit. Bei der Anforderung sind Familienname, Vorname und Anschrift 

(Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anfor-

derung der Nachweis erbracht, dass für den Bewerber im Melderegister eine Aus-

kunftssperre nach § 33 Abs. 1 des Meldegesetzes besteht, ist anstelle der Anschrift 

(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die Angabe eines Post-

fachs genügt nicht. Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags sind außer-

dem bei Parteien deren Namen und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, 
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auch diese, bei anderen Wahlvorschlägen das Kennwort „Einzelbewerber” an-

zugeben. Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- 

oder Vertreterversammlung nach § 24 Abs. 1 LWG zu bestätigen. Der Kreiswahlleiter 

hat die in den Sätzen 2 bis 4 genannten Angaben im Kopf der Formblätter zu ver-

merken; bei Einzelbewerbern trägt er das Kennwort „Einzelbewerber” ein, bei mehre-

ren Einzelbewerbern ergänzt um den Familiennamen des Bewerbers. 

2. Die Wahlberechtigten, die den Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung 

auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unter-

schrift sind Familienname, Vorname, Tag der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) 

des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben. 

3. Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt, für Unterzeichner in den Fällen des 

Absatzes 3 gesondert, eine Bescheinigung des Bürgermeisters der Gemeinde, bei 

der er im Wählerverzeichnis eingetragen ist, beizufügen, dass er im Zeitpunkt der 

Unterzeichnung in dem Wahlkreis wahlberechtigt ist. Wer für einen anderen eine Be-

scheinigung des Wahlrechts beantragt, muss auf Verlangen nachweisen, dass dieser 

den Wahlvorschlag unterstützt. 

4. Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat er mehrere 

Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen 

ungültig. 

5. Wahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach der Aufstellung des Bewerbers durch 

eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete 

Unterschriften sind ungültig. 

 

(5) Dem Wahlvorschlag sind beizufügen  

1. die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers und Ersatzbewerbers nach dem Mus-

ter der Anlage 6, dass er seiner Aufstellung zustimmt und dass er in nicht mehr als 

höchstens einem weiteren Wahlkreis und nicht in Wahlvorschlägen verschiedener 

Parteien oder zugleich in dem Wahlvorschlag einer Partei und einer Einzelbewer-

bung seiner Benennung als Bewerber oder Ersatzbewerber zugestimmt hat oder zu-

stimmen wird (§ 25 Abs. 1 LWG), 

2. eine Bescheinigung des Bürgermeisters der zuständigen Gemeinde nach dem Mus-

ter der Anlage 7, dass der vorgeschlagene Bewerber oder Ersatzbewerber wählbar 

ist, 

3. bei Wahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die Auf-

stellung des Bewerbers und des Ersatzbewerbers mit Angaben über Ort und Zeit der 

Mitglieder- oder Vertreterversammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen 

Mitglieder und Ergebnis der Wahl; der Leiter der Versammlung und zwei von dieser 

bestimmte Teilnehmer haben gegenüber dem Kreiswahlleiter an Eides statt schrift-

lich zu versichern, dass die Aufstellung des Bewerbers und des Ersatzbewerbers in 

geheimer Wahl und unter Einhaltung der Bestimmungen über das Recht auf Vor-
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schläge und Vorstellung (§ 24 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 LWG) sowie der Parteisatzung 

erfolgt ist; aus der Niederschrift muss sich ergeben, ob Einwendungen gegen das 

Wahlergebnis erhoben und wie diese von der Versammlung behandelt worden sind; 

Einzelheiten sind in der Niederschrift oder in einer Anlage festzuhalten und 

4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des 

Wahlrechts der Unterzeichner, sofern der Wahlvorschlag von mindestens 150 Wahl-

berechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 

 

(6) Die Bescheinigung des Wahlrechts und die Bescheinigung der Wählbarkeit sind kos-

tenfrei zu erteilen. Die Bescheinigung des Wahlrechts darf für jeden Wahlberechtigten 

nur einmal erteilt werden; die Gemeinde darf dabei nicht festhalten, für welchen Wahl-

vorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. 

 

§ 24 

 

Vorprüfung der Wahlvorschläge 

 

(1) Der Kreiswahlleiter vermerkt auf jedem Wahlvorschlag den Tag, bei Eingang am letz-

ten Tag der Einreichungsfrist außerdem die Uhrzeit des Eingangs. Er teilt dem Landes-

wahlleiter fortlaufend die eingegangenen Wahlvorschläge durch Übersendung je einer 

Fertigung mit. Er prüft unverzüglich, ob die eingegangenen Wahlvorschläge vollständig 

sind und den Erfordernissen des Landtagswahlgesetzes und dieser Verordnung ent-

sprechen. 

 

(2) Wird dem Kreiswahlleiter bekannt, dass ein im Wahlkreis vorgeschlagener Bewerber 

oder Ersatzbewerber einer Partei in mehr als einem weiteren Wahlkreis oder dass ein im 

Wahlkreis vorgeschlagener Einzelbewerber auch in einem anderen Wahlkreis vorge-

schlagen ist, so weist er die beteiligten Kreiswahlleiter auf die Mehrfachbewerbung hin. 

 

(3) Wird gegen eine Verfügung des Kreiswahlleiters im Mängelbeseitigungsverfahren 

der Kreiswahlausschuss angerufen (§ 31 Abs. 1 LWG), hat er über die Verfügung des 

Kreiswahlleiters unverzüglich zu entscheiden. Den Vertrauensleuten des betroffenen 

Wahlvorschlags ist Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

 

§ 25 

 

Zulassung der Wahlvorschläge 

 

(1) Der Kreiswahlleiter lädt die Vertrauensleute der Wahlvorschläge zu der Sitzung, in 

der über die Zulassung entschieden wird. 
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(2) Der Kreiswahlleiter legt dem Kreiswahlausschuss alle eingegangenen Wahlvorschlä-

ge vor und berichtet ihm über das Ergebnis der Vorprüfung. 

 

(3) Der Kreiswahlausschuss prüft die eingegangenen Wahlvorschläge und beschließt 

über ihre Zulassung oder Zurückweisung. Vor einer Entscheidung ist den erschienenen 

Vertrauensleuten der betroffenen Wahlvorschläge Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

 

(4) Der Kreiswahlausschuss stellt die zugelassenen Wahlvorschläge mit den in § 23 

Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Angaben fest. Geben die Namen mehrerer Parteien oder 

deren Kurzbezeichnungen zu Verwechslungen Anlass, so fügt der Kreiswahlausschuss 

einem der Wahlvorschläge oder mehreren Wahlvorschlägen eine Unterscheidungsbe-

zeichnung bei. 

 

(5) Der Kreiswahlleiter gibt die Entscheidung des Kreiswahlausschusses in der Sitzung 

im Anschluss an die Beschlussfassung unter Angabe der Gründe bekannt und weist auf 

den zulässigen Rechtsbehelf hin. 

 

(6) In der Niederschrift über die Sitzung sind die zugelassenen Wahlvorschläge in der 

vom Kreiswahlausschuss festgestellten Fassung aufzuführen. 

 

(7) Nach der Sitzung übersendet der Kreiswahlleiter dem Landeswahlleiter sofort eine 

Ausfertigung der Niederschrift. Er weist dabei, zusätzlich fernmündlich voraus, auf ihm 

bedenklich erscheinende Entscheidungen besonders hin. Der Kreiswahlleiter hat dem 

Landeswahlleiter auf Verlangen alle für die Einlegung einer Beschwerde erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen und Feststellungen zu treffen. 

 

§ 26 

 

Beschwerde gegen Entscheidungen des Kreiswahlausschusses 

 

(1) Die Beschwerde gegen eine Entscheidung des Kreiswahlausschusses ist schriftlich 

oder zur Niederschrift beim Kreiswahlleiter einzulegen. Der Kreiswahlleiter legt seine 

Beschwerde gegen eine Entscheidung des Kreiswahlausschusses schriftlich beim Lan-

deswahlleiter ein. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Fernkopie 

oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt. 

 

(2) Der Kreiswahlleiter unterrichtet den Landeswahlleiter unverzüglich über die einge-

gangenen Beschwerden. Er verfährt sodann nach den Anweisungen des Landeswahllei-

ters. 
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(3) Der Landeswahlleiter lädt die Beschwerdeführer, die Vertrauensleute der betroffenen 

Wahlvorschläge sowie den Kreiswahlleiter zu der Sitzung, in der über die Beschwerde 

entschieden wird. Den Beschwerdeführern und den Vertrauensleuten ist Gelegenheit 

zur Äußerung zu geben. 

 

(4) Der Landeswahlleiter gibt die Entscheidung des Landeswahlausschusses in der Sit-

zung im Anschluss an die Beschlussfassung unter Angabe der Gründe bekannt. Sie ist 

vorbehaltlich anderer Entscheidungen im Wahlprüfungsverfahren endgültig. 

 

§ 27 

 

Bekanntmachung der zugelassenen Wahlvorschläge 

 

(1) Sobald feststeht, für welche Parteien Wahlvorschläge zugelassen worden sind, teilt 

der Landeswahlleiter den Kreiswahlleitern die sich aus § 32 Abs. 2 LWG ergebende 

Reihenfolge der Wahlvorschläge von Parteien mit. 

 
(2) Der Kreiswahlleiter ordnet die zugelassenen Wahlvorschläge unter Beachtung der 

Regelung in § 32 Abs. 2 LWG und der vom Landeswahlleiter mitgeteilten Nummernfolge 

und macht sie in der für öffentliche Bekanntmachungen der Stadt- oder Landkreise im 

Wahlkreis bestimmten Form bekannt. Die Bekanntmachung enthält für jeden Wahlvor-

schlag die in § 23 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Angaben, statt des Tags der Geburt je-

doch nur das Geburtsjahr. Weist ein Bewerber oder Ersatzbewerber bis zum Ablauf der 

Einreichungsfrist gegenüber dem Kreiswahlleiter nach, dass für ihn im Melderegister 

eine Auskunftssperre nach § 33 Abs. 1 des Meldegesetzes besteht, ist anstelle der An-

schrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die Angabe eines 

Postfachs genügt nicht. Der Kreiswahlleiter unterrichtet unverzüglich den Landeswahllei-

ter über die Erreichbarkeitsanschrift. 

 

§ 28 

 

Stimmzettel, Umschläge 

 
(1) Der Kreiswahlleiter hat die amtlichen Stimmzettel, Stimmzettelumschläge für die 

Briefwahl und Wahlbriefumschläge zu beschaffen. Er hat Muster der Stimmzettel unver-

züglich nach ihrer Fertigstellung den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Herstel-
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lung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur Verfügung zu stellen. Der Landes-

wahlleiter kann Anordnungen zur Vereinheitlichung der Stimmzettel treffen. 

 
(2) Der Stimmzettel nach dem Muster der Anlage 2 enthält im Kopf die Bezeichnung 

„Amtlicher Stimmzettel für die Wahl zum Landtag von Baden-Württemberg am . . .”, die 

Angabe von Nummer und Name des Wahlkreises sowie den Hinweis, dass jeder Wähler 

nur eine Stimme hat. Bei einem Nachweis nach § 27 Abs. 2 Satz 3 ist anstelle des 

Wohnorts der Ort der Erreichbarkeitsanschrift anzugeben. Das Papier muss so beschaf-

fen sein, dass nach Kennzeichnung und Faltung durch den Wähler andere Personen 

nicht erkennen können, wie er gewählt hat. Die Stimmzettel müssen in jedem Wahlkreis 

von gleicher Farbe und Beschaffenheit sein. 

 
(3) Die für die Briefwahl bestimmten Stimmzettelumschläge müssen von blauer Farbe 

und gummiert sein; sie sollen 11,4 x 16,2 cm (DIN C 6) groß sein und dem Muster der 

Anlage 3 entsprechen sowie für den Zuständigkeitsbereich eines Briefwahlvorstands 

von einheitlicher Größe und Beschaffenheit sein. Die Wahlbriefumschläge müssen von 

hellroter Farbe und gummiert sein; sie sollen 12 x 17,6 cm groß sein und dem Muster 

der Anlage 4 entsprechen. 

 

(4) Stimmzettel dürfen, außer bei der Übermittlung von Briefwahlunterlagen, nur im 

Wahlraum an die Wähler ausgegeben werden. 

 

4. Unterabschnitt 

 

Wahlräume, Wahlzeit 

 

§ 29 

 

Wahlräume, Wahlurnen 

 
(1) Der Bürgermeister bestimmt für jeden Wahlbezirk einen Wahlraum. Soweit möglich, 

stellen die Gemeinden Wahlräume in Gemeindegebäuden zur Verfügung. Die Wahlräu-

me sollen nach den örtlichen Verhältnissen so ausgewählt und eingerichtet werden, 

dass allen Wahlberechtigten, insbesondere behinderten und anderen Menschen mit 

Mobilitätsbeeinträchtigungen, die Teilnahme an der Wahl möglichst erleichtert wird. Der 

Bürgermeister teilt frühzeitig und in geeigneter Weise mit, welche Wahlräume barriere-

frei sind. 
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(2) In jedem Wahlraum richtet die Gemeinde eine Wahlzelle oder mehrere Wahlzellen 

mit Tischen ein, in denen der Wähler seinen Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen 

und falten kann. Die Wahlzellen müssen vom Tisch des Wahlvorstands aus überblickt 

werden können. Als Wahlzelle kann auch ein nur durch den Wahlraum zugänglicher 

Nebenraum dienen, wenn dessen Eingang vom Tisch des Wahlvorstands aus überblickt 

werden kann. 

 

(3) In der Wahlzelle soll ein Schreibstift bereit liegen. 

 

(4) Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, muss von allen Seiten zugänglich 

sein. An oder auf diesen Tisch wird die Wahlurne gestellt. 

 

(5) Die Wahlurne muss mit einem Deckel versehen sein. Ihre innere Höhe soll in der 

Regel 90 cm, der Abstand jeder Wand von der gegenüberliegenden mindestens 35 cm 

betragen. Im Deckel muss die Wahlurne einen Spalt haben, der nicht weiter als 2 cm 

sein darf. Sie muss verschließbar sein. 

 

(6) Für die Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken und vor einem beweglichen Wahlvor-

stand können kleinere Wahlurnen verwendet werden. 

 

(7) In jedem Wahlraum muss ein Abdruck des Landtagswahlgesetzes und der Landes-

wahlordnung, die die Anlagen zu diesen Vorschriften nicht zu enthalten brauchen, zu 

jedermanns Einsicht ausliegen. 

 

(8) Für den Briefwahlvorstand gelten diese Bestimmungen mit Ausnahme der Absätze 2, 

3 und 6 entsprechend. 

 

§ 30 

 

Wahlzeit 

 

(1) In Gemeinden mit nicht mehr als 1 000 Einwohnern kann der Gemeinderat den Be-

ginn der Wahlzeit auf 9 oder 10 Uhr und das Ende der Wahlzeit auf 16 oder 17 Uhr fest-

setzen, wenn die örtlichen Verhältnisse dies rechtfertigen. 

 

(2) Auch wenn die nach Absatz 1 festgesetzte Wahlzeit vor 18 Uhr endet, darf das 

Wahlergebnis nicht vor Ablauf der allgemeinen Wahlzeit ermittelt werden. 
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§ 31 

 

Wahlbekanntmachung in der Gemeinde 

 

(1) Der Bürgermeister hat spätestens am sechsten Tag vor der Wahl Beginn und Ende 

der Wahlzeit, die Wahlbezirke und Wahlräume sowie die Art und Weise der Stimmabga-

be in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt zu machen. Anstelle der Aufzählung der 

Wahlbezirke mit ihrer Abgrenzung und ihren Wahlräumen kann auf die Angaben in der 

Wahlbenachrichtigung verwiesen werden. In der Bekanntmachung ist insbesondere 

darauf hinzuweisen, dass die Stimmzettel amtlich hergestellt und im Wahlraum bereit-

gehalten werden, dass die in § 42 Abs. 1 Nr. 5 LWG genannten Änderungen, Vorbehalte 

und Zusätze sowie jede Kennzeichnung des Stimmzettelumschlags bei der Briefwahl die 

Stimmabgabe ungültig machen und dass nach § 107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetz-

buchs mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft wird, wer unbe-

fugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis 

verfälscht oder eine solche Tat versucht. 

 

(2) Die Wahlbekanntmachung oder ein Auszug davon, der die Aufzählung und Abgren-

zung der Wahlbezirke nicht zu enthalten braucht, ist vor Beginn der Wahlhandlung am 

oder im Eingang des Gebäudes, in dem sich der Wahlraum befindet, anzubringen. Ein 

Stimmzettel ist als Muster beizufügen. 

 

4. ABSCHNITT 

 

Wahlhandlung 

 

1. Unterabschnitt 

 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 32 

 

Ausstattung des Wahlvorstands 

 

Der Bürgermeister übermittelt dem Wahlvorsteher eines jeden Wahlbezirks vor Beginn 

der Wahlhandlung  

1. das Wählerverzeichnis, 

2. das Verzeichnis der eingetragenen Wahlberechtigten, denen nach Abschluss des 

Wählerverzeichnisses noch Wahlscheine erteilt worden sind, 

3. amtliche Stimmzettel in genügender Zahl, 
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4. Vordrucke der Wahlniederschrift, 

5. Vordrucke der Schnellmeldung, 

6. Abdrucke des Landtagswahlgesetzes und der Landeswahlordnung, die die Anlagen 

zu diesen Vorschriften nicht zu enthalten brauchen, 

7. einen Abdruck der Wahlbekanntmachung oder einen Auszug davon, 

8. Verschlussmaterial für die Wahlurne und 

9. Papierbeutel oder Packpapier und Siegelmaterial zum Verpacken der Stimmzettel 

und Wahlscheine. 

 

§ 33 

 

Eröffnung der Wahlhandlung 

 
(1) Der Wahlvorsteher eröffnet die Wahlhandlung damit, dass er die anwesenden Beisit-

zer auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amts und zur Ver-

schwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angele-

genheiten hinweist. Er stellt sicher, dass der Hinweis allen Beisitzern vor Aufnahme ihrer 

Tätigkeit erteilt wird. 

 

(2) Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigt der Wahlvorsteher das Wählerverzeichnis 

nach dem besonderen Wahlscheinverzeichnis (§ 20 Abs. 9 Satz  6), indem er bei den in 

diesem Verzeichnis aufgeführten Wahlberechtigten in der Spalte des Wählerverzeich-

nisses für den Stimmabgabevermerk „Wahlschein” oder „W” einträgt. Er berichtigt dem-

entsprechend die Abschlussbescheinigung des Wählerverzeichnisses und bescheinigt 

dies. Erhält der Wahlvorsteher später die Mitteilung von der Ausstellung von Wahlschei-

nen nach § 19 Abs. 2 Satz 3, verfährt er entsprechend den Sätzen 1 und 2. 

 

(3) Der Wahlvorstand überzeugt sich vor Beginn der Stimmabgabe davon, dass die 

Wahlurne leer ist. Der Wahlvorsteher verschließt die Wahlurne. Sie darf bis zum Schluss 

der Wahlhandlung nicht mehr geöffnet werden. 

 

§ 34 

 

Stimmabgabe im Wahlraum 

 

(1) Wenn der Wähler den Wahlraum betritt, erhält er einen amtlichen Stimmzettel. Der 

Wahlvorstand kann anordnen, dass er hierzu seine Wahlbenachrichtigung vorzeigt. 

 

(2) Der Wähler begibt sich in die Wahlzelle, kennzeichnet dort seinen Stimmzettel und 

faltet ihn dort in der Weise, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. Der Wahlvor-
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stand achtet darauf, dass sich immer nur ein Wähler und dieser nur solange wie not-

wendig in der Wahlzelle aufhält. 

 

(3) Danach tritt der Wähler an den Tisch des Wahlvorstands und gibt seine Wahlbe-

nachrichtigung ab. Auf Verlangen, insbesondere wenn er seine Wahlbenachrichtigung 

nicht vorlegt, hat er sich über seine Person auszuweisen. 

 

(4) Sobald der Schriftführer den Namen des Wählers im Wählerverzeichnis gefunden 

hat, die Wahlberechtigung festgestellt ist und kein Anlass zur Zurückweisung des Wäh-

lers nach den Absätzen 5 und 6 besteht, gibt der Wahlvorsteher die Wahlurne frei. Der 

Wähler wirft den gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne. Der Schriftführer vermerkt die 

Stimmabgabe im Wählerverzeichnis. Die Mitglieder des Wahlvorstands sind dabei, wenn 

nicht die Feststellung der Wahlberechtigung es erfordert, nicht befugt, Angaben zur Per-

son des Wählers so zu verlautbaren, dass sie von sonstigen im Wahlraum Anwesenden 

zur Kenntnis genommen werden können. 
 

(5) Der Wahlvorstand hat einen Wähler zurückzuweisen, der  

1. nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist und keinen für den Wahlkreis gültigen 

Wahlschein besitzt, 

2. keinen Wahlschein vorlegt, obwohl sich im Wählerverzeichnis ein Wahlscheinver-

merk befindet, es sei denn, es wird festgestellt, dass er nicht im Wahlscheinver-

zeichnis eingetragen ist, 

3. bereits einen Stimmabgabevermerk im Wählerverzeichnis hat, es sei denn, er weist 

nach, dass er noch nicht gewählt hat, 

4. seinen Stimmzettel außerhalb der Wahlzelle gekennzeichnet oder gefaltet hat, 

5. seinen Stimmzettel so gefaltet hat, dass seine Stimmabgabe erkennbar ist, oder ihn 

mit einem äußerlich sichtbaren, das Wahlgeheimnis offensichtlich gefährdenden 

Kennzeichen versehen hat, oder 

6. für den Wahlvorstand erkennbar mehrere oder einen nicht amtlich hergestellten 

Stimmzettel abgeben, den Stimmzettel in einem Wahlumschlag oder mit dem 

Stimmzettel einen weiteren Gegenstand in die Wahlurne werfen will. 

Ein Wähler, bei dem die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 vorliegen und der im Ver-

trauen auf die ihm übersandte Benachrichtigung, dass er im Wählerverzeichnis einge-

tragen ist, keinen Einspruch eingelegt hat, ist bei der Zurückweisung darauf hinzuwei-

sen, dass er beim Bürgermeisteramt bis 15 Uhr einen Wahlschein beantragen kann. 
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(6) Glaubt der Wahlvorsteher, das Wahlrecht einer im Wählerverzeichnis eingetragenen 

Person beanstanden zu müssen, oder werden sonst aus der Mitte des Wahlvorstands 

Bedenken gegen die Zulassung eines Wählers zur Stimmabgabe erhoben, so beschließt 

der Wahlvorstand über die Zulassung oder Zurückweisung. Der Beschluss ist in der 

Wahlniederschrift zu vermerken. 

 

(7) Hat der Wähler seinen Stimmzettel verschrieben oder versehentlich unbrauchbar 

gemacht oder wird der Wähler nach Absatz 5 Nr. 4 bis 6 zurückgewiesen, so ist ihm auf 

Verlangen ein neuer Stimmzettel auszuhändigen, nachdem er den alten Stimmzettel im 

Beisein eines Mitglieds des Wahlvorstands vernichtet hat. 

 

§ 35 

 

Stimmabgabe behinderter Wähler 

 

(1) Ein an der Stimmabgabe gehinderter Wähler, der sich nach § 38 Abs. 2 Satz 2 LWG 

der Hilfe einer anderen Person bedienen will, gibt dies dem Wahlvorstand bekannt. 

Hilfsperson kann auch ein vom Wähler bestimmtes Mitglied des Wahlvorstands sein. 

 

(2) Die Hilfeleistung muss sich auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers beschrän-

ken. Die Hilfsperson darf gemeinsam mit dem Wähler die Wahlzelle aufsuchen, soweit 

dies zur Hilfeleistung erforderlich ist. 

 

(3) Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hil-

feleistung von der Wahl eines anderen erlangt hat. Sie ist hierauf vom Wahlvorsteher 

hinzuweisen. 

 
(4) Ein blinder oder sehbehinderter Wähler kann sich zur Kennzeichnung des Stimmzet-

tels auch einer Stimmzettelschablone bedienen. 

 

§ 36 

 

Stimmabgabe von Inhabern eines Wahlscheins 

 

Der Inhaber eines Wahlscheins nennt seinen Namen, weist sich aus und übergibt den 

Wahlschein dem Wahlvorsteher. Dieser prüft den Wahlschein. Entstehen Zweifel über 

die Gültigkeit des Wahlscheins oder über den rechtmäßigen Besitz, so klärt sie der 

Wahlvorstand nach Möglichkeit und beschließt über die Zulassung oder Zurückweisung 
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des Inhabers. Der Vorgang ist in der Wahlniederschrift zu vermerken. Der Wahlvorste-

her behält den Wahlschein auch im Falle der Zurückweisung ein. 

 

§ 37 

 

Schluss der Wahlhandlung 

 

Sobald die Wahlzeit abgelaufen ist, wird dies vom Wahlvorsteher bekannt gegeben. Von 

da ab dürfen nur noch die Wähler zur Stimmabgabe zugelassen werden, die sich im 

Wahlraum befinden. Der Zutritt zum Wahlraum ist solange zu sperren, bis die anwesen-

den Wähler ihre Stimme abgegeben haben. Sobald die letzten anwesenden Wähler ihre 

Stimme abgegeben haben, hat der Vorsitzende dies festzustellen und die Wahlhandlung 

für geschlossen zu erklären sowie für die anschließende Sitzung über die Ermittlung des 

Wahlergebnisses die volle Öffentlichkeit wiederherzustellen. 

 

2. Unterabschnitt 

 

Besondere Regelungen 

 

§ 38 

 

Wahl in Sonderwahlbezirken 

 

(1) Zur Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken (§ 2) wird jeder in der Einrichtung anwe-

sende Wahlberechtigte zugelassen, der einen für den Wahlkreis gültigen Wahlschein 

hat. 

 

(2) Es ist zulässig, für die verschiedenen Teile eines Sonderwahlbezirks verschiedene 

Personen als Beisitzer des Wahlvorstands zu bestellen. 

 

(3) Der Bürgermeister bestimmt im Einvernehmen mit der Leitung der Einrichtung einen 

geeigneten Wahlraum. Für die verschiedenen Teile eines Sonderwahlbezirks können 

verschiedene Wahlräume bestimmt werden. Die Gemeinde richtet den Wahlraum her. 

 

(4) Für Sonderwahlbezirke kann der Bürgermeister im Einvernehmen mit der Leitung der 

Einrichtung die Wahlzeit abweichend von § 33 LWG innerhalb der allgemeinen Wahlzeit 

nach dem tatsächlichen Bedürfnis festsetzen. 
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(5) Die Leitung der Einrichtung gibt den Wahlberechtigten den Wahlraum und die Wahl-

zeit rechtzeitig vor der Wahl bekannt und weist auf die Möglichkeit der Stimmabgabe 

nach Absatz 6 hin. 

 

(6) Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter und zwei Beisitzer können sich unter Mit-

nahme einer verschlossenen Wahlurne und der erforderlichen Stimmzettel auch in die 

Krankenzimmer und an die Krankenbetten begeben. Dort nehmen sie die Wahlscheine 

entgegen und verfahren nach § 36 und § 34 Abs. 4 bis 7. Dabei muss auch bettlägeri-

gen Wählern Gelegenheit gegeben werden, ihre Stimmzettel unbeobachtet zu kenn-

zeichnen und zu falten. Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter weist Wähler, die sich 

bei der Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen wollen, darauf hin, dass 

sie auch ein von ihnen bestimmtes Mitglied des Wahlvorstands als Hilfsperson in An-

spruch nehmen können. Nach Schluss der Stimmabgabe sind die verschlossene Wahl-

urne und die Wahlscheine unverzüglich in den Wahlraum des Sonderwahlbezirks zu 

bringen. Dort ist die Wahlurne bis zum Ablauf der allgemeinen Wahlzeit unter Aufsicht 

des Wahlvorstands verschlossen zu verwahren. Danach wird ihr Inhalt mit dem Inhalt 

der allgemeinen Wahlurne vermengt und zusammen mit den übrigen Stimmen des Son-

derwahlbezirks ausgezählt. Der Vorgang ist in der Wahlniederschrift zu vermerken. 

 

(7) Die Öffentlichkeit der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Feststellung des 

Wahlergebnisses soll nach Möglichkeit durch die Anwesenheit anderer Wahlberechtigter 

gewährleistet werden. 

 
(8) Die Leitung der Einrichtung hat bei Kranken mit ansteckenden Krankheiten insbe-

sondere § 30 Abs. 1 des Infektionsschutzgesetzes zu beachten. 

 

 (9) Das Wahlergebnis des Sonderwahlbezirks darf nicht vor Ablauf der allgemeinen 

Wahlzeit ermittelt werden. 

 

(10) Im Übrigen gelten die allgemeinen Bestimmungen. 

 

§ 39 

 

Wahl vor einem beweglichen Wahlvorstand 

 

(1) Der Bürgermeister kann auf Antrag der Leitung eines kleineren Krankenhauses oder 

eines kleineren Alten- oder Pflegeheims, eines Klosters oder einer Justizvollzugsanstalt 

zulassen, dass dort anwesende Wahlberechtigte, die einen für den Wahlkreis gültigen 

Wahlschein besitzen, in der Einrichtung vor einem beweglichen Wahlvorstand (§ 7) wäh-

len. 
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(2) Der Bürgermeister bestimmt im Einvernehmen mit der Leitung der Einrichtung die 

Zeit der Stimmabgabe innerhalb der allgemeinen Wahlzeit. Die Leitung der Einrichtung 

stellt, soweit erforderlich, einen geeigneten Wahlraum bereit. Die Gemeinde richtet ihn 

her. Die Leitung der Einrichtung gibt den Wahlberechtigten Ort und Zeit der Stimmabga-

be bekannt. 

 

(3) Der bewegliche Wahlvorstand begibt sich unter Mitnahme einer verschlossenen 

Wahlurne und der erforderlichen Stimmzettel in die Einrichtung, nimmt die Wahlscheine 

entgegen und verfährt nach § 36 und § 34 Abs. 4 bis 7. Der Wahlvorsteher oder sein 

Stellvertreter weist Wähler, die sich bei der Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Per-

son bedienen wollen, darauf hin, dass sie auch ein von ihnen bestimmtes Mitglied des 

Wahlvorstands als Hilfsperson in Anspruch nehmen können. Nach Schluss der Stimm-

abgabe sind die verschlossene Wahlurne und die Wahlscheine unverzüglich in den 

Wahlraum des Wahlbezirks zu bringen. Dort ist die Wahlurne bis zum Ablauf der allge-

meinen Wahlzeit unter Aufsicht des Wahlvorstands verschlossen zu verwahren. Danach 

wird ihr Inhalt mit dem Inhalt der allgemeinen Wahlurne vermengt und zusammen mit 

den übrigen Stimmen des Wahlbezirks ausgezählt. Der Vorgang ist in der Wahlnieder-

schrift zu vermerken. 

 

(4) § 38 Abs. 7 bis 9 gilt entsprechend. Im Übrigen gelten die allgemeinen Bestimmun-

gen. 

 

§ 40 

 

Briefwahl 

 

(1) Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich den Stimmzettel, legt ihn in den 

amtlichen Stimmzettelumschlag für die Briefwahl und verschließt diesen, unterzeichnet 

die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt zur Briefwahl unter 

Angabe des Orts und des Tags, steckt den verschlossenen amtlichen Stimmzettelum-

schlag und den unterschriebenen Wahlschein in den amtlichen Wahlbriefumschlag, ver-

schließt den Wahlbriefumschlag und übersendet den Wahlbrief durch ein Postunter-

nehmen oder auf andere Weise rechtzeitig (§ 38 Abs. 5 LWG) an die nach Absatz 2 zu-

ständige, auf dem Wahlbriefumschlag angegebene Stelle. Der Wahlbrief kann bei dieser 

Stelle auch abgegeben werden. Nach Eingang des Wahlbriefs bei der zuständigen Stel-

le darf er nicht mehr zurückgegeben werden. 

 

(2) Sind auf Grund einer Anordnung nach § 10 Abs. 2 LWG Briefwahlvorstände für ein-

zelne oder mehrere Gemeinden innerhalb eines Wahlkreises gebildet, müssen die 
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Wahlbriefe bei der Gemeinde eingehen, die die Wahlscheine ausgestellt hat. Im Übrigen 

müssen die Wahlbriefe bei dem Kreiswahlleiter des Wahlkreises, für den der Wahl-

schein gültig ist, eingehen. 

 

(3) Der Stimmzettel ist unbeobachtet zu kennzeichnen. § 34 Abs. 7 gilt entsprechend. 

Für die Stimmabgabe behinderter Wähler gilt § 35 entsprechend. Hat der Wähler den 

Stimmzettel durch eine Hilfsperson kennzeichnen lassen, so hat diese durch Unter-

schreiben der Versicherung an Eides statt zur Briefwahl zu bestätigen, dass sie den 

Stimmzettel nach dem erklärten Willen des Wählers gekennzeichnet hat; die Hilfsperson 

muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. 

 

(4) In Krankenhäusern, Heimen, Justizvollzugsanstalten und Gemeinschaftsunterkünften 

ist Vorsorge zu treffen, dass der Stimmzettel unbeobachtet gekennzeichnet werden 

kann. Die Leitung der Einrichtung bestimmt einen geeigneten Raum, veranlasst dessen 

Ausstattung und gibt den Wahlberechtigten bekannt, in welcher Zeit der Raum für die 

Ausübung der Briefwahl zur Verfügung steht. 

 

(5) Der Bürgermeister weist die Leitungen der Einrichtungen in der Gemeinde spätes-

tens am 13. Tag vor der Wahl auf die Regelung des Absatzes 4 hin.  

 

(6) Wahlbriefe, die einem von der Gemeinde vor der Wahl bekannt gegebenen Postun-

ternehmen im Bundesgebiet in amtlichen Wahlbriefumschlägen ohne Bestimmung einer 

besonderen Versendungsform zur Beförderung übergeben werden, braucht der Wähler 

nicht freizumachen. 

 

5. ABSCHNITT 

 

Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse 

 

§ 41 

 

Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk 

 

(1) Die Ermittlung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk ist unmittelbar nach Ablauf der 

allgemeinen Wahlzeit ohne Unterbrechung vorzunehmen und abzuschließen. Ist dies 

aus besonderen Gründen nicht möglich, so hat der Wahlvorsteher für die Versiegelung 

und sichere Aufbewahrung der Stimmzettel und der Wahlniederschrift mit ihren Anlagen 

zu sorgen. In der Wahlniederschrift sind die Unterbrechung der Sitzung und die Gründe 

der Unterbrechung anzugeben. Die Sitzung ist sobald wie möglich fortzusetzen. 
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(2) Als Wahlergebnis sind festzustellen die Zahlen  

1. der Wahlberechtigten, 

2. der Wähler, 

3. der ungültigen Stimmen, 

4. der gültigen Stimmen und 

5. der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen gültigen Stimmen. 

 

(3) Vor dem Öffnen der Wahlurne werden alle nicht benutzten Stimmzettel vom Tisch 

des Wahlvorstands entfernt. Danach werden die Stimmzettel der Wahlurne entnommen, 

entfaltet und gezählt. Sodann wird die Zahl der Stimmabgabevermerke im Wählerver-

zeichnis und die Zahl der eingenommenen Wahlscheine festgestellt. Ergibt sich dabei 

auch nach wiederholter Zählung keine Übereinstimmung, so ist dies in der Wahlnieder-

schrift zu vermerken und, soweit möglich, zu erläutern. 

 

(4) Danach werden die für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen Stimmen ermit-

telt. 

 

(5) Stimmzettel, die sofort als ungültig zu erkennen sind, werden ausgesondert. Stimm-

zettel, deren Gültigkeit fraglich erscheint, sind zunächst ungezählt beiseite zu legen;  

über ihre Gültigkeit ist nach Beendigung des übrigen Zählgeschäfts zu beschließen. 

 

(6) Die Stimmzettel werden in die Obhut eines oder mehrerer Beisitzer gegeben, die sie 

bis zum Ende des Zählgeschäfts verwahren. Die Stimmzettel sind dabei nach gültigen 

und ungültigen, die gültigen nach den einzelnen Wahlvorschlägen, für welche die Stim-

men abgegeben worden sind, zu trennen. 

 

(7) Der Schriftführer vermerkt die Art und Weise des Zählvorgangs in der Wahlnieder-

schrift. 

 

(8) Der Wahlvorsteher gibt das festgestellte Wahlergebnis mündlich bekannt. Es darf vor 

Unterzeichnung der Wahlniederschrift nach § 43 anderen als den in § 42 genannten 

Stellen durch die Mitglieder des Wahlvorstands nicht mitgeteilt werden. 

 

§ 42 

 

Schnellmeldungen, vorläufige Wahlergebnisse in den Wahlkreisen und im Land 

 

(1) Sobald das Wahlergebnis im Wahlbezirk festgestellt ist, meldet es der Wahlvorsteher 

dem Bürgermeister. Dieser fasst die Wahlergebnisse aller Wahlbezirke der Gemeinde 

einschließlich des Briefwahlergebnisses der nach § 10 Abs. 2 LWG für die jeweilige 
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Gemeinde gebildeten Briefwahlvorstände (§ 5) zusammen und meldet das Ergebnis auf 

schnellstem Weg dem Kreiswahlleiter. Bildet die Gemeinde nur einen Wahlbezirk, mel-

det der Wahlvorsteher das Wahlergebnis dem Kreiswahlleiter. Für das Briefwahlergeb-

nis von gemeinsamen Briefwahlvorständen für mehrere Gemeinden (§ 10 Abs. 2 LWG) 

gilt § 46 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1. 

 

(2) Der Kreiswahlleiter stellt die ihm nach Absatz 1 zugehenden Wahlergebnisse unter 

Einbeziehung aller Briefwahlergebnisse im Wahlkreis, soweit diese nicht schon in das 

Wahlergebnis von Gemeinden einzubeziehen waren (Absatz 1 Satz 2), zum vorläufigen 

Wahlkreisergebnis zusammen und teilt dieses auf schnellstem Weg dem Landeswahllei-

ter mit. 

 

(3) Die Mitteilungen der Wahlvorsteher, der Gemeinden und der Kreiswahlleiter sind als 

Schnellmeldung nach dem Muster der Anlage 8 zu erstatten. Der Landeswahlleiter kann 

Anordnungen zur Art und Weise der Übermittlung treffen. Der Kreiswahlleiter gibt nach 

Weiterleitung der Schnellmeldung an den Landeswahlleiter das vorläufige Wahlkreiser-

gebnis mündlich oder in geeigneter anderer Form bekannt. 

 

(4) Der Landeswahlleiter stellt die ihm zugehenden vorläufigen Wahlkreisergebnisse zu 

einem vorläufigen Landeswahlergebnis zusammen und ermittelt hiernach die voraus-

sichtliche Verteilung der Abgeordnetensitze. 

 

§ 43 

 

Wahlniederschrift 

 

(1) Über die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 

ist vom Schriftführer eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 9 zu fertigen. Die 

Niederschrift ist von den Mitgliedern des Wahlvorstands zu unterschreiben (§ 6 Abs. 8). 

Wird eine Unterschrift verweigert, so ist der Grund hierfür in der Wahlniederschrift zu 

vermerken. Beschlüsse nach § 34 Abs. 6, § 36 Satz 3 und § 41 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 

sowie Beschlüsse über Anstände bei der Wahlhandlung oder bei der Ermittlung und 

Feststellung des Wahlergebnisses sind in der Wahlniederschrift zu vermerken. 

 

(2) Der Wahlniederschrift sind die Stimmzettel nach § 41 Abs. 5 und die Wahlscheine 

beizufügen, über die der Wahlvorstand nach § 36 Satz 3 beschlossen hat. 

 

(3) Der Wahlvorsteher übergibt die Wahlniederschrift mit den Anlagen unverzüglich dem 

Bürgermeister. 
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(4) Der Bürgermeister übersendet dem Kreiswahlleiter die Wahlniederschriften der 

Wahlvorstände der Gemeinde mit den Anlagen auf schnellstem Weg. Besteht die Ge-

meinde aus mehreren Wahlbezirken, so fügt der Bürgermeister eine Zusammenstellung 

der Wahlergebnisse der einzelnen Wahlbezirke nach dem Muster der Anlage 10 bei. 

 

(5) Die Wahlvorsteher und die mit der Niederschrift befassten Wahlleiter und Behörden 

haben sicherzustellen, dass die Wahlniederschriften mit den Anlagen Unbefugten nicht 

zugänglich sind. 

 

§ 44 

 

Übergabe und Verwahrung der Wahlunterlagen 

 

(1) Hat der Wahlvorstand seine Aufgaben erledigt, so verpackt der Wahlvorsteher je für 

sich  

1. die gültigen Stimmzettel, geordnet und gebündelt nach den einzelnen Wahlvor- 

    schlägen, und 

2. die eingenommenen Wahlscheine, 

soweit sie nicht der Wahlniederschrift beigefügt sind, versiegelt die einzelnen Pakete, 

versieht sie mit Inhaltsangabe und übergibt sie dem Bürgermeister. Bis zur Übergabe 

hat der Wahlvorsteher sicherzustellen, dass die in Satz 1 aufgeführten Unterlagen Un-

befugten nicht zugänglich sind. 

 

(2) Der Bürgermeister hat die Pakete bis zur Vernichtung der Wahlunterlagen (§ 70) zu 

verwahren. Er hat sicherzustellen, dass die Pakete Unbefugten nicht zugänglich sind. 

 

(3) Die übrigen Wahlunterlagen, insbesondere das Wählerverzeichnis, das allgemeine 

und das besondere Wahlscheinverzeichnis, das Verzeichnis der nachträglich ausgestell-

ten Wahlscheine, das Verzeichnis nach § 20 Abs. 10 Satz 2 sowie die Ausstattungsge-

genstände sind dem Bürgermeister zurückzugeben.  

 

(4) Die Gemeinde hat die in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen auf Anforderung dem 

Kreiswahlleiter vorzulegen. Werden nur Teile eines Pakets angefordert, so bricht der 

Bürgermeister das Paket in Gegenwart von zwei Zeugen auf, entnimmt ihm den ange-

forderten Teil und versiegelt das Paket erneut. Über den Vorgang ist eine Niederschrift 

zu fertigen, die von allen Beteiligten zu unterzeichnen ist. 
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§ 45 

 

Behandlung der Wahlbriefe, 

Vorbereitung der Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses 

 

(1) Die für den Eingang der Wahlbriefe zuständige Stelle (§ 40 Abs. 2) sammelt die 

Wahlbriefe ungeöffnet und hält sie unter Verschluss. Sie vermerkt auf jedem am Wahl-

tag nach Ablauf der Wahlzeit eingegangenen Wahlbrief Tag und Uhrzeit des Eingangs, 

auf den vom nächsten Tag an eingehenden Wahlbriefen nur den Eingangstag. 

 

(2) Die nach Absatz 1 zuständige Stelle ordnet die Wahlbriefe nach Wahlscheinnum-

mern und, sofern erforderlich, nach den darauf vermerkten Gemeinden und Ausgabe-

stellen (§ 20 Abs. 4 Nr. 3). 

 

(3) Die nach Absatz 1 zuständige Stelle verteilt die Wahlbriefe auf die einzelnen Brief-

wahlvorstände, übergibt jedem Briefwahlvorstand das Verzeichnis über die für ungültig 

erklärten Wahlscheine sowie Nachträge dazu oder die Mitteilung, dass keine Wahl-

scheine für ungültig erklärt worden sind, sorgt für die Bereitstellung und Ausstattung des 

Wahlraums und stellt dem Briefwahlvorstand etwa notwendige Hilfskräfte zur Verfügung. 

 

(4) Ist für mehrere Gemeinden ein gemeinsamer Briefwahlvorstand nach § 10 Abs. 2 

LWG gebildet, so haben diese Gemeinden der mit der Durchführung der Briefwahl 

betrauten Gemeinde alle bis zum Tag vor der Wahl bei ihnen eingegangenen Wahlbriefe 

bis 12 Uhr am Wahltag zuzuleiten und alle anderen noch vor Ablauf der Wahlzeit bei 

ihnen eingegangenen Wahlbriefe auf schnellstem Weg nach Ablauf der Wahlzeit zuzu-

leiten. Absatz 3 gilt entsprechend. 

 

(5) Verspätet eingegangene Wahlbriefe werden von der nach Absatz 1 zuständigen 

Stelle angenommen, mit den in Absatz 1 vorgeschriebenen Vermerken versehen und 

ungeöffnet verpackt. Das Paket wird von ihr versiegelt, mit Inhaltsangabe versehen und 

bis zur Vernichtung der Wahlbriefe (§ 70) verwahrt. Sie hat sicherzustellen, dass das 

Paket Unbefugten nicht zugänglich ist. 

 

§ 46 

 

Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses 

 

(1) Ein vom Briefwahlvorsteher bestimmtes Mitglied des Briefwahlvorstands öffnet wäh-

rend der allgemeinen Wahlzeit die Wahlbriefe nacheinander und entnimmt ihnen den 

Wahlschein und den Stimmzettelumschlag. Ist der Wahlschein in einem Verzeichnis für 
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ungültig erklärter Wahlscheine aufgeführt oder werden Bedenken gegen die Gültigkeit 

des Wahlscheins erhoben, so sind die betroffenen Wahlbriefe samt Inhalt unter Kontrolle 

des Briefwahlvorstehers auszusondern und später entsprechend Absatz 2 zu behan-

deln. Die aus den übrigen Wahlbriefen entnommenen Stimmzettelumschläge werden 

ungeöffnet in die Wahlurne geworfen; die Wahlscheine werden gesammelt. 

 

(2) Werden gegen einen Wahlbrief Bedenken erhoben, so beschließt der Briefwahlvor-

stand über die Zulassung oder Zurückweisung. Der Wahlbrief ist vom Briefwahlvorstand 

zurückzuweisen, wenn ein Tatbestand nach § 42 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 bis 8 LWG vorliegt. 

Die Zahl der beanstandeten, der nach besonderer Beschlussfassung zugelassenen und 

der zurückgewiesenen Wahlbriefe ist in der Wahlniederschrift zu vermerken. Die zu-

rückgewiesenen Wahlbriefe sind samt Inhalt auszusondern, mit einem Vermerk über 

den Zurückweisungsgrund zu versehen, zu verschließen und fortlaufend zu nummerie-

ren. Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden nicht als Wähler gezählt; ihre 

Stimmen gelten als nicht abgegeben (§ 42 Abs. 3 Satz 2 LWG). 

 
(3) Nachdem die Stimmzettelumschläge in die Wahlurne geworfen worden sind, jedoch 

nicht vor Ablauf der allgemeinen Wahlzeit, ermittelt und stellt der Briefwahlvorstand das 

Wahlergebnis mit den in § 41 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 bezeichneten Angaben fest. § 41 ist mit 

der Maßgabe anzuwenden, dass die Stimmzettelumschläge zunächst ungeöffnet zu 

zählen und Stimmzettel, die sofort als ungültig zu erkennen sind, leere Stimmzettelum-

schläge sowie Stimmzettelumschläge, in denen sich kein amtlicher Stimmzettel befindet, 

auszusondern und nach § 41 Abs. 6 Satz 1 zu behandeln sind. 

 

(4) Sobald das Briefwahlergebnis festgestellt ist, melden die Wahlvorsteher der beim 

Kreiswahlleiter gebildeten Briefwahlvorstände sowie die Wahlvorsteher der für mehrere 

Gemeinden nach § 10 Abs. 2 LWG gebildeten gemeinsamen Briefwahlvorstände das 

Briefwahlergebnis auf schnellstem Weg dem Kreiswahlleiter; die Wahlvorsteher von 

Briefwahlvorständen, die bei einer einzelnen Gemeinde gebildet worden sind, melden 

das Briefwahlergebnis dem Bürgermeister, der es in die Schnellmeldung für die Ge-

meinde übernimmt. Die Schnellmeldungen werden nach dem Muster der Anlage 8 er-

stattet. 

 

(5) Im Übrigen gelten für die Tätigkeit des Briefwahlvorstands die für den Wahlvorstand 

geltenden Bestimmungen entsprechend. 

 

§ 47 

 

Niederschrift über die Briefwahl 
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(1) Über die Zulassung der Wahlbriefe sowie die Ermittlung und Feststellung des Brief-

wahlergebnisses ist vom Schriftführer eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 11 

zu fertigen. Dieser sind beizufügen  

1. die nach § 46 Abs. 3 Satz 2 sofort als ungültig ausgesonderten Stimmzettelumschlä-

ge mit Ausnahme der leer abgegebenen und Stimmzettel, 

2. die Stimmzettel und Stimmzettelumschläge, über die der Briefwahlvorstand entspre-

chend § 41 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 besonders beschlossen hat, 

3. die Wahlbriefe, die der Briefwahlvorstand zurückgewiesen hat, und 

4. die Wahlscheine, über die der Briefwahlvorstand beschlossen hat, ohne dass die 

Wahlbriefe zurückgewiesen wurden. 

 

(2) Die Wahlvorsteher der beim Kreiswahlleiter gebildeten Briefwahlvorstände überge-

ben die Wahlniederschrift mit den Anlagen unverzüglich dem Kreiswahlleiter. Die Wahl-

vorsteher der für einzelne Gemeinden gebildeten Briefwahlvorstände übergeben die 

Wahlniederschrift mit den Anlagen dem Bürgermeister der Gemeinde; bei Briefwahlvor-

ständen für mehrere Gemeinden übergibt der Wahlvorsteher diese Unterlagen dem 

Bürgermeister der mit der Durchführung der Briefwahl betrauten Gemeinde. Der Bür-

germeister übersendet dem Kreiswahlleiter die Wahlniederschriften der Briefwahlvor-

stände mit den Anlagen und fügt, soweit erforderlich, eine Zusammenstellung der Brief-

wahlergebnisse nach dem Muster der Anlage 10 bei. § 43 Abs. 5 gilt entsprechend. 

 

(3) Der Wahlvorsteher verpackt die Wahlunterlagen entsprechend § 44 Abs. 1 und    

übergibt sie dem Kreiswahlleiter, der sie bis zu ihrer Vernichtung (§ 70) verwahrt. Die 

Wahlvorsteher von Briefwahlvorständen, die für einzelne oder mehrere Gemeinden ge-

bildet worden sind, übergeben die Wahlunterlagen der Stelle, die den Briefwahlvorstand 

einberufen hat. Diese verfährt nach § 44 Abs. 2 bis 4. 

 
(4) Stellt der Landeswahlleiter fest, dass im Wahlgebiet die regelmäßige Beförderung 

von Wahlbriefen infolge von Naturkatastrophen oder ähnlichen Ereignissen höherer 

Gewalt gestört war, gelten die dadurch betroffenen Wahlbriefe, die nach Behebung des 

Ereignisses, spätestens aber am 15. Tag nach der Wahl bei der zuständigen Stelle      

(§ 40 Abs. 2) eingehen, als rechtzeitig eingegangen, wenn sie ohne die Störung spätes-

tens am Wahltag bis 18 Uhr eingegangen wären. Dabei gelten im Wahlgebiet abgesand-

te Wahlbriefe mit einem Poststempel spätestens vom zweiten Tag vor der Wahl als 

rechtzeitig eingegangen. Die als rechtzeitig eingegangen geltenden Wahlbriefe sind auf 

schnellstem Weg dem zuständigen Briefwahlvorstand zur nachträglichen Feststellung 

des Briefwahlergebnisses zu überweisen, sofern der Kreiswahlleiter feststellt, dass die 

nach § 5 Abs. 1 erforderliche Zahl von Wahlbriefen erreicht ist. Wird diese Zahl für ein-
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zelne Briefwahlvorstände unterschritten, bestimmt der Kreiswahlleiter, welchem Brief-

wahlvorstand des Wahlkreises die durch das Ereignis betroffenen Wahlbriefe überwie-

sen werden. Wird die nach § 5 Abs. 1 erforderliche Zahl von Wahlbriefen im Wahlkreis 

unterschritten, bestimmt der Kreiswahlleiter, welcher Briefwahlvorstand über die Zulas-

sung oder Zurückweisung der Wahlbriefe und welcher Briefwahlvorstand des Wahlkrei-

ses über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen entscheidet und die nachträgliche 

Feststellung des Briefwahlergebnisses trifft. Im Übrigen kann der Landeswahlleiter Re-

gelungen zur Anpassung an die besonderen Verhältnisse treffen. 

 

§ 48 

 

Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses 

 

(1) Der Kreiswahlleiter prüft die Wahlniederschriften der Wahlvorstände auf Vollständig-

keit und Ordnungsmäßigkeit. Er stellt nach dem Muster der Anlage 10 auf Grund der 

Wahlniederschriften das endgültige Ergebnis der Wahl im Wahlkreis nach Wahlbezirken 

und Gemeinden, einschließlich der Briefwahlergebnisse, zusammen. Ergeben sich aus 

der Wahlniederschrift oder aus sonstigen Gründen Bedenken gegen die Ordnungsmä-

ßigkeit des Wahlgeschäfts, so klärt sie der Kreiswahlleiter soweit wie möglich auf. Er 

kann von der Gemeinde die zur Aufklärung notwendigen weiteren Wahlunterlagen an-

fordern und sie dem Kreiswahlausschuss vorlegen. 

 

(2) Nach Berichterstattung durch den Kreiswahlleiter ermittelt der Kreiswahlausschuss 

das Wahlergebnis des Wahlkreises. Er stellt dabei nach Vornahme etwa erforderlicher 

Berichtigungen (§ 43 Abs. 1 LWG) fest die Zahlen  

1. der Wahlberechtigten, 

2. der Wähler, 

3. der ungültigen Stimmen, 

4. der gültigen Stimmen und 

5. der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen gültigen Stimmen. 

Ungeklärte Bedenken werden in der Niederschrift vermerkt. Haben mehrere Wahlvor-

schläge zugleich die höchste Stimmenzahl im Wahlkreis erlangt, so hat der Kreiswahllei-

ter in der Sitzung des Kreiswahlausschusses das Los zu ziehen (§ 2 Abs. 6 Satz 1 

LWG) und dies in der Sitzungsniederschrift zu vermerken. 

 

(3) Der Kreiswahlleiter gibt das Wahlergebnis des Wahlkreises mündlich bekannt. Die 

Niederschrift und die ihr beigefügte Zusammenstellung des Wahlergebnisses nach dem 

Muster der Anlage 10 sind von allen Mitgliedern des Kreiswahlausschusses und vom 

Schriftführer zu unterzeichnen (§ 6 Abs. 8). 
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(4) Der Kreiswahlleiter übersendet dem Landeswahlleiter auf schnellstem Weg eine 

Ausfertigung der Niederschrift des Kreiswahlausschusses mit der dazugehörigen Zu-

sammenstellung. Der Landeswahlleiter kann Anordnungen zur Art und Weise der Über-

mittlung treffen. 

 

(5) Der Landeswahlleiter stellt die endgültigen Wahlkreisergebnisse nach Wahlkreisen 

nach dem Muster der Anlage 10 zusammen und berichtet darüber dem Landeswahlaus-

schuss. Dieser stellt nach Vornahme etwa erforderlicher Berichtigungen (§ 44 Abs. 1 

LWG) die von den Kreiswahlausschüssen festgestellten endgültigen Zahlenergebnisse 

in den Wahlkreisen zu einem endgültigen Landeswahlergebnis zusammen, ermittelt 

hiernach die endgültige Verteilung der Abgeordnetensitze und stellt beides in der Nie-

derschrift fest. Bedenken, denen er nicht abhelfen kann (§ 44 Abs. 1 Sätze 2 und 3 

LWG), vermerkt er in der Niederschrift. Ergeben sich bei der Verteilung der letzten Sitze 

gleiche Stimmen- oder Höchstzahlen, so hat der Landeswahlleiter in der Sitzung des 

Landeswahlausschusses das Los zu ziehen (§ 2 Abs. 6 LWG) und dies in der Nieder-

schrift zu vermerken. 

 

§ 49 

 

Mandatsnachfolge 

 

Für die Feststellung der Mandatsnachfolge nach § 48 LWG gelten § 45 Satz 2 und § 46 

LWG entsprechend. 

 

§§ 50 bis 66 (aufgehoben) 

 

6. ABSCHNITT 

 

Nachwahl, Wiederholungswahl 

 

§ 67 

 

Nachwahl 

 

(1) Will der Kreiswahlleiter in einem Wahlkreis oder einem Wahlbezirk die Wahl nach 

§ 50 Abs. 1 LWG absagen, hat er den Landeswahlleiter von dieser Absicht zu unterrich-

ten. Er übermittelt dem Landeswahlleiter unverzüglich eine Abschrift der Verfügung. 
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(2) Bei der Nachwahl wird mit den für die Hauptwahl aufgestellten Wählerverzeichnis-

sen, in den für die Hauptwahl bestimmten Wahlbezirken und Wahlräumen und vor den 

für die Hauptwahl gebildeten Wahlvorständen und, soweit die Nachwahl nicht wegen 

eines Mangels eines Wahlvorschlags erforderlich wird, nach den für die Hauptwahl zu-

gelassenen Wahlvorschlägen gewählt. Muss für die Nachwahl ein Wahlvorschlag neu 

aufgestellt werden, braucht das Verfahren nach § 24 LWG nicht eingehalten zu werden; 

der Unterstützungsunterschriften nach § 24 Abs. 2 Sätze 2 und 3 LWG bedarf es nicht. 

 

(3) Findet die Nachwahl statt, weil die Wahl infolge höherer Gewalt oder aus einem 

sonstigen Grund, der eine Änderung des Stimmzettels nicht erforderlich macht, abge-

sagt werden musste, so sind die für die Hauptwahl erteilten Wahlscheine auch für die 

Nachwahl gültig. Neue Wahlscheine dürfen nur von Gemeinden des Gebiets, in dem die 

Nachwahl stattfindet, erteilt werden. 

 

(4) Macht der Grund, der zur Absage der Wahl führte, für die Nachwahl eine Änderung 

des Stimmzettels erforderlich, sind die für die Hauptwahl erteilten Wahlscheine für die 

Nachwahl nicht mehr gültig; sie werden von Amts wegen durch neue Wahlscheine er-

setzt. Wahlbriefe mit Wahlscheinen für die Hauptwahl, die bei den nach § 40 Abs. 2 zu-

ständigen Stellen eingegangen sind, werden von diesen gesammelt und unter Beach-

tung des Wahlgeheimnisses vernichtet. 

 

(5) Der Landeswahlleiter kann im Einzelfall Regelungen zur Anpassung an besondere 

Verhältnisse treffen. 

 

(6) Der Landeswahlleiter macht den Tag der Nachwahl öffentlich im Staatsanzeiger für 

Baden-Württemberg bekannt. 

 

 

§ 68 

Wiederholungswahl 

 

(1) Das Wahlverfahren ist nur insoweit zu erneuern, als das nach der Entscheidung im 

Wahlprüfungsverfahren erforderlich ist. 

 

(2) Wird die Wahl nur in einzelnen Wahlbezirken wiederholt, so darf die Abgrenzung 

dieser Wahlbezirke nicht geändert werden. Auch sonst soll die Wahl möglichst in den-

selben Wahlbezirken wie bei der Hauptwahl wiederholt werden. Wahlvorstände können 

neu gebildet und Wahlräume neu bestimmt werden. 
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(3) Findet die Wiederholungswahl infolge von Fehlern bei der Aufstellung und Behand-

lung von Wählerverzeichnissen statt, so ist in den betroffenen Wahlbezirken das Verfah-

ren der Aufstellung, Einsichtnahme, Berichtigung und des Abschlusses des Wählerver-

zeichnisses neu durchzuführen, sofern sich aus der Wahlprüfungsentscheidung keine 

Einschränkungen ergeben. 

 

(4) Wähler, die seit der Hauptwahl ihr Wahlrecht verloren haben, sind im Wählerver-

zeichnis zu streichen. Wird die Wahl vor Ablauf von sechs Monaten nach der Hauptwahl 

nur in einzelnen Wahlbezirken wiederholt, so können Wahlberechtigte, denen für die 

Hauptwahl ein Wahlschein erteilt wurde, nur dann an der Wahl teilnehmen, wenn sie 

ihren Wahlschein in den Wahlbezirken abgegeben haben, für die die Wahl wiederholt 

wird. 

 

(5) Wahlscheine dürfen nur von Gemeinden in dem Gebiet, in dem die Wiederholungs-

wahl stattfindet, erteilt werden. Wird die Wahl vor Ablauf von sechs Monaten nach der 

Hauptwahl nur in einzelnen Wahlbezirken wiederholt, so erhalten Personen, die bei der 

Hauptwahl in diesen Wahlbezirken mit Wahlschein gewählt haben, auf Antrag ihren 

Wahlschein mit Gültigkeitsvermerk für die Wiederholungswahl zurück, wenn sie inzwi-

schen aus dem Gebiet der Wiederholungswahl verzogen sind. 

 

(6) Wahlvorschläge können nur geändert werden, wenn sich dies aus der Wahlprü-

fungsentscheidung ergibt, oder wenn ein Bewerber gestorben oder nicht mehr wählbar 

ist. 

 

(7) Der Landeswahlleiter kann im Rahmen der Wahlprüfungsentscheidung Regelungen 

zur Anpassung des Wiederholungswahlverfahrens an besondere Verhältnisse treffen. 

 

(8) Der Landeswahlleiter macht den Tag der Wiederholungswahl im Staatsanzeiger für 

Baden-Württemberg bekannt. 

 

7. ABSCHNITT 

 

Schlussbestimmungen 

 

§ 69 

 

Sicherung der Wählerverzeichnisse, der Wahlscheinverzeichnisse 

und der Unterstützungsunterschriften 
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(1) Die Wählerverzeichnisse, die allgemeinen und die besonderen Wahlscheinverzeich-

nisse, die Verzeichnisse nach § 20 Abs. 10 Satz 2 und § 21 Abs. 1 und die Formblätter 

mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind so zu verwahren, dass sie 

gegen Einsichtnahme durch Unbefugte und gegen jede unbefugte Benutzung geschützt 

sind. 

 

(2) Auskünfte aus dem Wählerverzeichnis, dem allgemeinen und dem besonderen 

Wahlscheinverzeichnis und den Verzeichnissen nach § 20 Abs. 10 Satz 2 und § 21 

Abs. 1 dürfen nur Behörden, Gerichten und sonstigen amtlichen Stellen des Wahlge-

biets und nur dann erteilt werden, wenn sie für den Empfänger im Zusammenhang mit 

der Wahl erforderlich sind. Ein solcher Anlass liegt insbesondere bei Verdacht von 

Wahlstraftaten, bei Wahlprüfungsangelegenheiten und wahlstatistischen Arbeiten vor. 

 

(3) Mitglieder von Wahlorganen, Amtsträger und für den öffentlichen Dienst besonders 

Verpflichtete dürfen Auskünfte über Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge 

nur Behörden, Gerichten und sonstigen amtlichen Stellen des Wahlgebiets und nur dann 

erteilen, wenn die Auskunft zur Durchführung der Wahl oder eines Wahlprüfungsverfah-

rens oder zur Aufklärung des Verdachts einer Wahlstraftat erforderlich ist. 

 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für andere Formen der Bekanntgabe sowie 

für jede Einsichtnahme und sonstige Nutzung. 

 

§ 70 

 

Vernichtung von Wahlunterlagen 

 

(1) Die Wahlbenachrichtigungen sind unverzüglich zu vernichten; dies gilt auch für 

Wahlbriefumschläge, soweit sie nicht zu verspätet eingegangenen oder zurückgewiese-

nen Wahlbriefen gehören. 

 

(2) Wählerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisse nach § 20 Abs. 10 

Satz 2 und § 21 Abs. 1, Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschlä-

ge, Wahlscheinanträge, Wahlscheine sowie verspätet eingegangene und zurückgewie-

sene Wahlbriefe sind nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl zu vernichten, wenn 

der Landeswahlleiter mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren nicht 

etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer 

Wahlstraftat von Bedeutung sein können. 

 

(3) Die übrigen Wahlunterlagen mit Ausnahme der Niederschriften über Sitzungen der 

Wahlausschüsse ohne Anlagen können 60 Tage vor der Wahl eines neuen Landtags 
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vernichtet werden. Der Landeswahlleiter kann zulassen, dass die Unterlagen früher ver-

nichtet werden, soweit sie nicht für ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren oder für 

die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein kön-

nen. 

 

§ 71* 

 

Inkrafttreten 

 

(nicht abgedruckt) 

 

* Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in der ursprünglichen Fassung vom 

7. September 1983 (GBl. S. 526). 
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Anlage 1 
(zu § 20 Abs. 1) 

 
Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt! Vorderseite des Wahlscheins 

 
Herr/Frau 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wahlschein 
für die Wahl zum Landtag von 
Baden-Württemberg am......................................... 
 
Nur gültig für den Wahlkreis Nr. .............................. 
................................................................................. 
(Nummer und Bezeichnung des Wahlkreises) 
 
□ Wahlschein nach § 18 Abs. 1 LWO 
 Wahlschein Nr. ................................................... 
 Wählerverzeichnis Nr. ........................................ 
 Wahlbezirk Nr. .................................................... 
 
□ Wahlschein nach § 18 Abs. 2 LWO 
 Wahlschein Nr. ................................................... 

zugeordnet zum Wahlbezirk Nr. ......................... 
 
geboren am ................................................................ 
 
wohnhaft in1 .................................................................................................................................................. 
kann gegen Abgabe dieses Wahlscheins an der Wahl in dem oben genannten Wahlkreis 
entweder 
 1. unter Vorlage eines amtlichen Personalausweises oder Reisepasses durch Stimmabgabe in 

einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises 
oder 
 2. durch Briefwahl 
teilnehmen.  
 
(Ausstellungsort/Datum) (Dienstsiegel) 
 
.................................................. ............................................................... 
 (Unterschrift/kann bei automatischer Erstellung 
 des Wahlscheins entfallen) 
 
 

Achtung Briefwähler und Briefwählerinnen! 
 
 Nachfolgende »Versicherung an Eides statt zur Briefwahl« bitte nicht abschneiden. Sie gehört  
 zum Wahlschein und ist mit Unterschrift, Ort und Datum zu versehen. Dann erst den Wahlschein 
 in den hellroten Wahlbriefumschlag stecken. Die Abgabe einer falschen Versicherung an Eides 
 statt ist strafbar.  
 Bitte weitere Hinweise auf der Rückseite beachten.  
 

Versicherung an Eides statt zur Briefwahl 
 
Ich versichere hiermit an Eides statt, dass  
 
□ ich den beigefügten Stimmzettel persönlich gekennzeichnet habe 
 
□ ich ........................................................................................................................................................... 
  (Vor- und Familienname, Anschrift in Druckbuchstaben)  
 
 den beigefügten Stimmzettel als Hilfsperson nach dem erklärten Willen des Wählers/der Wählerin 

gekennzeichnet habe.2  
 
.................................................. ............................................................ 
(Ort, Datum) (Eigenhändige Unterschrift mit Vor-  
 und Familiennamen des Wählers/der 
 Wählerin oder der Hilfsperson) 
1 Nur ausfüllen, wenn Versandanschrift nicht mit der Wohnung übereinstimmt.  
2 Hinweis für die Stimmabgabe behinderter Wähler und Wählerinnen siehe Rückseite.  
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Rückseite des Wahlscheins  
 

Hinweise für Briefwähler und Briefwählerinnen 
 
 
Wer durch Briefwahl wählt, 
  
kennzeichnet persönlich seinen Stimmzettel, 
legt den gekennzeichneten Stimmzettel in den amtlichen (blauen) Stimmzettelumschlag für die Briefwahl 
und klebt diesen Stimmzettelumschlag zu, 
unterschreibt die auf der Vorderseite dieses Wahlscheins vorgedruckte Versicherung an Eides statt zur 
Briefwahl unter Angabe von Ort und Tag der Unterzeichnung, 
steckt den zugeklebten amtlichen (blauen) Stimmzettelumschlag und den mit der unterschriebenen Versi-
cherung an Eides statt versehenen Wahlschein einzeln in den amtlichen (hellroten) Wahlbriefumschlag, 
verschließt den Wahlbriefumschlag 
und übermittelt den Wahlbrief auf dem Postweg oder auf andere Weise der für ihn zuständigen Stelle, 
deren Anschrift auf dem Wahlbriefumschlag angegeben ist. 
 

 
Die Stimmabgabe ist nur gültig, wenn der Wahlbrief spätestens bis zum Wahltag 18 Uhr 
bei der Stelle eingeht, die in der Anschrift des Wahlbriefumschlags angegeben ist! Innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland sollte der Wahlbrief spätestens drei Werktage vor der Wahl (Don-
nerstag, den ...................20..), bei entfernter liegenden Orten noch früher, bei ………………………* 
eingeliefert werden.  

 
 
Der Wahlbrief ist nur dann freizumachen, wenn eine besondere Beförderungsform, zum Beispiel Eilzustel-
lung oder Einschreiben oder die Beförderung durch ein anderes Postunternehmen gewünscht wird. 
Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland sollte der Wahlbrief möglichst bald und am Schalter eines 
Postamts eingeliefert sowie Luftpostbeförderung verlangt werden. Für den Wahlbrief muss das im Einlie-
ferungsland zu entrichtende Entgelt bezahlt werden. Falls ein Wahlberechtigter Bedenken hat, den Wahl-
brief wegen seiner Kennzeichnung und der hellroten Farbe durch die Post im Ausland befördern zu las-
sen, kann er den Wahlbrief in einen neutralen Briefumschlag stecken und diesen bei der Post abgeben. 
 
 

Hinweise für die Stimmabgabe behinderter Wähler und Wählerinnen 
 
Wähler und Wählerinnen, die nicht lesen können oder durch körperliche Beeinträchtigung gehindert sind, 
ihre Stimme allein abzugeben, können sich der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfsperson 
muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Diese muss dann die Versicherung an Eides statt zur Briefwahl 
unterzeichnen. Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie durch die Hilfe-
leistung erlangt hat. 
 
 
 
* Nach § 40 Abs. 6 LWO amtlich bekannt gegebenes Postunternehmen einsetzen.  
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Anlage 2 
(zu § 20 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und § 28 Abs. 2 Satz 1) 

 
Stimmzettelmuster 

 

Amtlicher Stimmzettel 
 

für die Wahl zum Landtag von Baden-Württemberg am ....................... 
 

im Wahlkreis ......................................................................................... 
(Nr.   Name)  

 
Jeder Wähler /Jede Wählerin hat 1 Stimme 

 
Bitte in nur einen der nachstehenden Kreise ein Kreuz (X) einsetzen 

 
 
1 
 

Siebenrock, Lore 
Selbstständige Landwirtschaftsmeisterin, Kirchberg 
an der Iller 
Ersatzbewerber: Wegner, Franz 
Biologe, Freiburg im Breisgau  

..................... 

..................... 

..................... 
ABC ○ 

 
2 
 

Haueisen, Emil 
Stadtbaumeister, Rheinfelden (Baden) 
 
Ersatzbewerberin: Baldauf, Erna  
Studienrätin, Freiburg im Breisgau  

..................... 

..................... 

..................... 
DFG ○ 

 
3 
 

Ferner, Viktoria  
Hausfrau, Müllheim 
 
Ersatzbewerber: Schöner, Kurt 
Angestellter, Offenburg  

..................... 

..................... 

..................... 
HLM ○ 

 
4 
 

Edelhof, Hanna  
Rechtsanwältin, Lenzkirch  
 
Ersatzbewerberin: Knoop, Hilde  
Erzieherin, Stegen  

..................... 

..................... 

..................... 
NOP ○ 

 
6 
 

Helle, Jörg-Frieder 
Sozialarbeiter, Stuttgart 
 
Ersatzbewerberin: Bartel, Maria  
Packerin, Freiburg im Breisgau 

..................... 

..................... 

..................... 
CDF ○ 

 
8 
 

Zeilner, Hans  
Technischer Angestellter, Stuttgart 
 
Ersatzbewerber: Mantel, Ralf  
Rechtsanwalt, Oberried  

..................... 

..................... 

..................... 
RMT ○ 

 
10 
 

Fogerer, Renate  
Mechanikerin, Weinstadt  
 
Ersatzbewerber: Baier, Ulf  
Kraftfahrer, Sigmaringen  

..................... 

..................... 

..................... 
GHI/BCG ○ 

 
11 
 

Dr. Müllersohn, Ulf 
Universitätsprofessor, Mannheim  
 
Ersatzbewerberin: Heuer, Hannelore  
Assessorin, Aalen  

..................... 

..................... 

..................... 
XYZ ○ 

 
13 
 

Marx, Karla  
Wissenschaftliche Angestellte, Calw  
 
 
 

Einzelbewerberin 

○ 
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Anlage 3 
(zu § 20 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und § 28 Abs. 3 Satz 1)  

 
 
 DIN C 6, blau 
 (Vorderseite des Stimmzettelumschlags für die Briefwahl) 
 
 
 
 
 

Stimmzettelumschlag 
für die Briefwahl 

 
 
 
 

In diesen Stimmzettelumschlag 
 

nur den Stimmzettel einlegen, 
 

dann den Stimmzettelumschlag zukleben.  
 
 
 
 

 
 
 (Rückseite des Stimmzettelumschlags für die Briefwahl) 
 
 

Bitte nur den Stimmzettel einlegen 
 

und 
 

danach den Stimmzettelumschlag zukleben.  
 
 
 
 
 
 

 
 Danach 
 - den zugeklebten Stimmzettelumschlag und 
 - den Wahlschein mit der unterschriebenen 
  Versicherung an Eides statt zur Briefwahl 
 
 in den hellroten Wahlbriefumschlag einlegen.  
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Anlage 4 
(zu § 20 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 und § 28 Abs. 3 Satz 2)  

 
 

12 x 17,6 cm, hellrot 
(Vorderseite des Wahlbriefumschlags) 

 
 
Ausgabestelle: .................................... 
 (Gemeindebehörde, Ort) 
 
Wahlschein Nr. .................................... 
 
Wahlbezirk Nr. .................................... 1 
 
 

 Wahlbrief 
 
 An2 
 
 .................................................................................... 
 
 
 .................................................................................... 
 (Straße und Hausnummer der Dienststelle) 
 
 ................................................................................... 
 (Postleitzahl und Bestimmungsort) 
 
 
 
 

(Rückseite des Wahlbriefumschlags) 
 
 
 Bitte in diesen Wahlbriefumschlag einlegen: 
 1. den Wahlschein und  
 2. den zugeklebten amtlichen (blauen) Stimmzettelumschlag 
  für die Briefwahl mit dem darin befindlichen  
  amtlichen Stimmzettel. 
 

Danach den 
Wahlbriefumschlag zukleben.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 Nichtzutreffendes bitte streichen 
2 Hier die Stelle einsetzen, bei der nach § 40 Abs. 2 der Landeswahlordnung die Wahlbriefe eingehen müssen.  
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Anlage 5 
(zu § 23 Abs. 4) 

Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift für die Wahl 
zum Landtag von Baden-Württemberg am ........................... 

 

Eine Unterschrift ist nur gültig, wenn sie der Unterzeichner/die Unterzeichnerin persönlich und handschrift-
lich geleistet hat. Unterschriften dürfen erst gesammelt werden, wenn der Wahlvorschlag aufgestellt ist. 
Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. Jeder/Jede Wahlberechtigte darf mit seiner/ihrer Unter-
schrift nur einen Wahlvorschlag unterstützen. Wer mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, macht sich 
nach § 108d in Verbindung mit § 107a des Strafgesetzbuches strafbar. 
 

 (Dienstsiegel der 
 Dienststelle des Ausgegeben ............................................... 
 Kreiswahlleiters/ (Ort/ Datum) 
 der Kreiswahlleiterin) Kreiswahlleiter/in ............................................... 
   (Name) 

Unterstützungsunterschrift 
 

Ich unterstütze hiermit durch meine Unterschrift den Wahlvorschlag 
des/der ................................................................................................................................... 
 (Name und ggf. Kurzbezeichnung der Partei oder das Wort »Einzelbewerbers/Einzelbewerberin« einsetzen) 

im Wahlkreis Nr.  ................................................................................................................................... 
 (Nummer und Bezeichnung des Wahlkreises)  

Bewerber/in: ................................................................................................................................... 
 (Familienname, Vorname, Anschrift - Hauptwohnung -) 

Ersatzbewerber/in: ................................................................................................................................... 
 (Familienname, Vorname, Anschrift - Hauptwohnung -)  
 

(Vollständig in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen und von dem/der Wahlberechtigten persönlich und 
handschriftlich zu unterzeichnen) 
 
Familienname: .............................................................................................................................. 
 
Vorname: .............................................................................................................................. 
 
geboren am: .............................................................................................................................. 
 
Anschrift (Hauptwohnung) 
Straße, Hausnummer: .............................................................................................................................. 
 
Postleitzahl, Wohnort: .............................................................................................................................. 
 
Ich bin damit einverstanden, dass für mich eine Bescheinigung des Wahlrechts eingeholt wird.1 
 
 ...................................., den .......................................... 
 
 ....................................................................................... 
 (Persönliche und handschriftliche Unterschrift)  
 

(Nicht von dem Unterzeichner/der Unterzeichnerin auszufüllen) 

 
Bescheinigung des Wahlrechts 2 

 
Der/Die vorstehende Unterzeichner/in ist Deutsche/r im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes. 
Er/Sie erfüllt auch die sonstigen Wahlrechtsvoraussetzungen des § 7 Abs. 1 des Landtagswahlgesetzes, 
ist nicht nach § 7 Abs. 2 des Landtagswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen und ist im oben be-
zeichneten Wahlkreis am Tag der Unterzeichnung wahlberechtigt (§ 24 Abs. 2 des Landtagswahlgesetzes 
und § 23 Abs. 4 der Landeswahlordnung). 
 ..................................................................... 
 (Ort, Datum) 
 ..................................................................... 
(Dienstsiegel) (Bürgermeisteramt)  
 ..................................................................... 
 (Unterschrift)  

__________  
 
1 Wenn der Unterzeichner/die Unterzeichnerin die Bescheinigung seines/ihres Wahlrechts selbst einholen will, streichen.  
2 Das Bürgermeisteramt darf das Wahlrecht des Unterzeichners/der Unterzeichnerin nur einmal bescheinigen. Das Bürgermeister- 
   amt darf dabei nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist.  
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Anlage 6 
(zu § 23 Abs. 5 Nr. 1) 

 
Zustimmungserklärung 

 
für die Aufstellung als Bewerber/Bewerberin bei der Wahl zum Landtag 

 
von Baden-Württemberg am ......................................................................... 

 
Ich stimme meiner Aufstellung zu 
 
□ als   Bewerber/in*         im Wahlvorschlag ............................................................................................... 
      Ersatzbewerber/in*  (genaue Bezeichnung der Partei)  
 
 ................................................................................................................................................................. 
 
□ als Einzelbewerber/in .............................................................................................................................. 
   (Vor- und Familienname)  
 
für den Wahlkreis Nr. .................................................................................................................................... 
 (Bezeichnung des Wahlkreises)  
 
Ich versichere, dass ich keinem*/nicht mehr als einem* weiteren Wahlkreis und nicht in Wahlvorschlägen 
verschiedener Parteien oder zugleich in dem Wahlvorschlag einer Partei und in einer Einzelbewerbung als 
Bewerber/in oder Ersatzbewerber/in aufgestellt bin.  
 
............................................................ ...................................................................................... 
(Ausstellungsort/Datum)  (Persönliche und handschriftliche Unterschrift mit Vor- und Familiennamen) 

 
______________________ 
 
*  Nichtzutreffendes bitte streichen 
 
 

Anlage 7 
(zu § 23 Abs. 5 Nr. 2)  

 
Bescheinigung der Wählbarkeit 

 
für die Wahl zum Landtag von Baden-Württemberg am ................................... 

 
Herr/Frau .................................................................................................................... 
 (Vor- und Familienname)  
 
geboren am .................................................................................................................... 
 
Anschrift (Hauptwohnung) .................................................................................................................... 
 
 .................................................................................................................... 
 
ist Deutsche/r im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, hat am Wahltag seit mindestens drei 
Monaten in Baden-Württemberg seine/ihre Wohnung (Hauptwohnung) oder den gewöhnlichen Aufenthalt 
und ist weder vom Wahlrecht (§ 7 des Landtagswahlgesetzes) noch von der Wählbarkeit (§ 9 des Land-
tagswahlgesetzes) ausgeschlossen.  
Er/Sie ist demnach wählbar.  
 
 
 ..................................................................... 
 (Ausstellungsort mit Kreiszugehörigkeit/Datum) 
 
 ..................................................................... 
(Dienstsiegel) (Bürgermeisteramt)  
 
 ..................................................................... 
 (Unterschrift)  
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Anlage 8 
(zu § 42 Abs. 3 Satz 1 und § 46 Abs. 4 Satz 2)  

 
Sofort nach Ermittlung des Wahlergebnisses auf schnellstem Weg weitergeben!  
 
 Wahlbezirk Nr.  ....................................................................................................................... 
 
 Briefwahlvorstand Nr.  ....................................................................................................................... 
 
 Stadt/Gemeinde ....................................................................................................................... 
 
 Wahlkreis Nr.  ....................................................................................................................... 
 
Schnellmeldung über das Ergebnis der Landtagswahl am ......................................................................... 
 
Die Meldung erstattet auf schnellstem Weg (z. B. telefonisch oder auf sonstigem elektronischen Weg) 
 der Wahlvorsteher an den Bürgermeister 
 der Briefwahlvorsteher an den Bürgermeister oder Kreiswahlleiter 
 der Bürgermeister an den Kreiswahlleiter 
 der Kreiswahlleiter an den Landeswahlleiter 
 
  Kennziffer* 
 
Wahlberechtigte insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . (A1 + A2)** ......................................... 
 
Insgesamt abgegebene Stimmen (Wähler).... . . . . . . . . . . . . . .  (B) ......................................... 
 
Ungültige Stimmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..  (C) ......................................... 
 
Gültige Stimmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..  (D) ......................................... 
 
Von den gültigen Stimmen entfallen auf 
 
Nummer und Name der Partei oder des Einzelbewerbers/der Einzelbewerberin auf dem Stimmzettel 
 
Nr. 1 ......................................................................................................... (D 1) ......................................... 
 
Nr. 2 ......................................................................................................... (D 2) ......................................... 
 
Nr. 3 ......................................................................................................... (D 3) ......................................... 
 
Nr. 4 ......................................................................................................... (D 4) ......................................... 
 
Nr. 5 ......................................................................................................... (D 5) ......................................... 
 
Nr. 6 ......................................................................................................... (D 6) ......................................... 
 
Nr. 7 ......................................................................................................... (D 7) ......................................... 
 
Nr. 8 ......................................................................................................... (D 8) ......................................... 
 
Nr. 9 ......................................................................................................... (D 9) ......................................... 
 
Nr. 10 ....................................................................................................... (D 10) ......................................... 
usw.  
 
 Durchgegeben von: Uhrzeit: Aufgenommen von: 
 
 ................................................................................................................................................................. 

Bei fernmündlicher Durchsage Hörer erst auflegen, wenn die Zahlen wiederholt sind! 
 
___________ 
 

*
  Nach Abschnitt 4 der Wahlniederschrift 

**
 Vom Briefwahlvorsteher nicht auszufüllen 
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Anlage 9 
(zu § 43 Abs. 1 Satz 1) 

 
Wahlkreis ......................................................... Gemeinde .................................................. 
 (Nummer und Name) 
 
Landkreis ......................................................... Wahlbezirk .................................................. 
 

 
Diese Wahlniederschrift ist auf Seite ....... von den 
Mitgliedern des Wahlvorstands zu unterschreiben 

 
 

Wahlniederschrift 
 

über die Wahlhandlung und das Wahlergebnis im Wahlbezirk 
bei der Wahl zum Landtag von Baden-Württemberg am ..................................... 

 
1. Vorbereitung der Wahlhandlung 
 
 1.1 Zu der heutigen Sitzung des Wahlvorstands sind im Wahlraum erschienen als:  
 
  Funktion: Familienname: Vorname: 
 
  1. Wahlvorsteher/in: ............................................................................................................. 
 
  2. stellvertretende/r 
   Wahlvorsteher/in: ............................................................................................................. 
 
  3. Beisitzer/in: ............................................................................................................. 
 
  4. Beisitzer/in: ............................................................................................................. 
 
  5. Beisitzer/in: ............................................................................................................. 
 
  6. Beisitzer/in: ............................................................................................................. 
 
  7. Beisitzer/in: ............................................................................................................. 
 
  8. Beisitzer/in: ............................................................................................................. 
 
  9. Beisitzer/in: ............................................................................................................. 
  usw. 
 
  Der / Die unter Nr. ....... genannte Beisitzer/in wurde zum Schriftführer/zur Schriftführerin be-

stellt.  
 
  Als Hilfskräfte wurden hinzugezogen:  
 
  Familienname: Vorname: 
 
  .................................................................................................................................................... 
 
  .................................................................................................................................................... 
 
 1.2 Der Wahlvorsteher/Die Wahlvorsteherin eröffnete um ....... Uhr die Sitzung des Wahlvorstands 

damit, dass er/sie die anwesenden Mitglieder des Wahlvorstands auf ihre Verpflichtung zur 
unparteiischen Wahrnehmung ihres Amts und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer 
amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinwies; er stellte die Erteilung die-
ses Hinweises an alle Beisitzer vor Aufnahme ihrer Tätigkeit sicher. 

 
 1.3 Der Wahlvorstand überzeugte sich vor Beginn der Wahlhandlung davon, dass im Wahlraum 
  a) ein von allen Seiten zugänglicher Tisch für den Wahlvorstand aufgestellt war,  
  b) ....... Wahlzellen eingerichtet waren, 
   ....... Nebenräume vorhanden waren, die nur durch den Wahlraum zugänglich, unmittelbar 

mit ihm verbunden waren und von ihm aus überblickt werden konnten und, dass die 
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Schutzvorrichtungen so aufgestellt - die Nebenräume so beschaffen - waren, dass jede/r 
Wähler/in den Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen und falten konnte,  

  c) in den Wahlzellen/Nebenräumen Schreibstifte bereitlagen,  
   d) amtliche Stimmzettel in ausreichender Zahl vorhanden waren,  

  e) je ein Abdruck des Landtagswahlgesetzes und der Landeswahlordnung zur Einsicht aus-
lagen,  

  f) ein Abdruck oder Auszug aus der Wahlbekanntmachung am Eingang des WahIraums 
angebracht war und  

  g) eine vorschriftsmäßige Wahlurne vorhanden und diese leer war.  
  Die Wahlurne wurde an den von allen Seiten zugänglichen Tisch des Wahlvorstands gestellt. 

Sie wurde verschlossen und bis zum Schluss der Wahlhandlung nicht wieder geöffnet; der 
Wahlvorsteher/die Wahlvorsteherin nahm den Schlüssel in Verwahrung.  

 
 1.4 Der Wahlvorsteher/Die Wahlvorsteherin berichtigte sodann das Wählerverzeichnis nach dem 

Verzeichnis der nachträglich ausgestellten Wahlscheine (§ 33 Abs. 2 der Landeswahlord-
nung), indem er/sie bei den Namen der Wahlberechtigten, die nachträglich Wahlscheine er-
halten haben, in der für den Vermerk über die Stimmabgabe vorgesehenen Spalte den Ver-
merk »Wahlschein« oder »W« eintrug. Später eingehende Mitteilungen über die Ausgabe von 
WahIscheinen trug er/sie während der Wahlhandlung nach. Er/Sie berichtigte die Abschluss-
bescheinigung des Wählerverzeichnisses entsprechend und bestätigte dies.  

 
2. Wahlhandlung 
 
 2.1 Der Wahlvorsteher/Die Wahlvorsteherin eröffnete die Wahlhandlung um ....... Uhr, indem 

er/sie die Öffentlichkeit im Wahlraum herstellte.  
 
 2.2 Besondere Vorfälle während der Wahlhandlung waren nicht zu verzeichnen.1 
  Über besondere Vorfälle während der Wahlhandlung (z. B. Zurückweisung von Wählern in 

den Fällen des § 34 Abs. 5 und 6 und des § 36 der Landeswahlordnung) wurden Niederschrif-
ten angefertigt; sie sind als  

  Anlagen Nr. ............. bis ............. beigefügt.1  
 
 2.3 Im Wahlbezirk befindet sich2  
 
  □ das kleinere Krankenhaus/Alten- oder Pflegeheim ............................................................. 
    (Bezeichnung) 
 
  □ das Kloster .......................................................................................................................... 
    (Bezeichnung)  
 
  □ die Justizvollzugsanstalt ...................................................................................................... 
    (Bezeichnung)  
 
 für das/die der Bürgermeister die Stimmabgabe vor einem beweglichen Wahlvorstand ange-

ordnet hat. Die personelle Zusammensetzung des/der beweglichen Wahlvor-
stands/Wahlvorstände für die einzelnen Einrichtungen (drei Mitglieder des Wahlvorstands 
einschließlich des Wahlvorstehers/der Wahlvorsteherin oder des Stellvertreters/der Stell-
vertreterin) ist aus den dieser Niederschrift als Anlagen Nr. ............. bis .............. beigefügten 
besonderen Niederschriften ersichtlich. 

 Der bewegliche Wahlvorstand begab sich zu der vom Bürgermeister bestimmten Wahlzeit in 
die Einrichtung/en und übergab dort den Wahlberechtigten die Stimmzettel. Er wies die Wahl-
berechtigten, die sich bei der Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen wollten, 
darauf hin, dass sie auch ein von ihnen bestimmtes Mitglied des Wahlvorstands als Hilfsper-
son in Anspruch nehmen können. Die Wähler und Wählerinnen hatten die Möglichkeit, den 
Stimmzettel unbeobachtet zu kennzeichnen und zu falten. 

 Nach Prüfung der Wahlscheine warfen die Wähler und Wählerinnen ihre gefalteten Stimmzet-
tel in die vom beweglichen Wahlvorstand mitgebrachte verschlossene Wahlurne. Soweit ein 
Wähler/eine Wählerin es wünschte, warf der Wahlvorsteher/die Wahlvorsteherin oder der/die 
Stellvertreter/in den gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne. Der bewegliche Wahlvorstand 
vereinnahmte die Wahlscheine und brachte nach Schluss der Stimmabgabe die verschlosse-
ne Wahlurne und die eingenommenen Wahlscheine unverzüglich in den Wahlraum zurück. 
Hier verblieb die verschlossene Wahlurne bis zum Ablauf der Wahlzeit unter ständiger Auf-
sicht des Wahlvorstands.  

 
 2.4 Im Sonderwahlbezirk begab sich ein beweglicher Wahlvorstand in die Krankenzimmer und 

verfuhr wie unter Nr. 2.3 beschrieben.1  
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 2.5 Um 18 Uhr gab der Wahlvorsteher/die Wahlvorsteherin den Ablauf der Wahlzeit bekannt. 

Danach wurden nur noch die im Wahlraum anwesenden Wahlberechtigten zur Stimmabgabe 
zugelassen. Der Zutritt zum Wahlraum wurde so lange gesperrt, bis der/die letzte der anwe-
senden Wähler und Wählerinnen seine/ihre Stimme abgegeben hatte. Danach wurde die Öf-
fentlichkeit wieder hergestellt.  

  Um ............. Uhr ............. Minuten erklärte der/die Wahlvorsteher/in die Wahl für geschlossen. 
Vom Wahltisch wurden alle nicht benutzten Stimmzettel entfernt.  

 
3. Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk  
 
 3.1 Die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses wurden unmittelbar im Anschluss an 

die Stimmabgabe und ohne Unterbrechung unter der Leitung des Wahlvorstehers/der Wahl-
vorsteherin/des stellvertretenden Wahlvorstehers/der stellvertretenden Wahlvorsteherin vor-
genommen.  

  Zunächst wurde die Wahlurne geöffnet; die Stimmzettel wurden entnommen - und mit dem 
Inhalt der Wahlurne/n des/der beweglichen Wahlvorstands/Wahlvorstände vermischt1. 
Der/Die Wahlvorsteher/in überzeugte sich, dass die Wahlurne leer war.  

 
 3.2 a) Danach wurden die Stimmzettel gezählt.  
   Die Zählung ergab  ................... Stimmzettel 
                        (= Wähler             B ).  
 

 
Bitte an entsprechender Stelle 
in Abschnitt 4 eintragen.  
 

 
  b) Daraufhin wurden die im Wählerverzeichnis 
   eingetragenen Stimmabgabevermerke gezählt. 
   Die Zählung ergab  .................. Vermerke.  
 
  c) Mit Wahlschein haben gewählt _________  Personen     =     B1 .  
 
   b) + c) zusammen  ................... Personen.  
 
   Die Gesamtzahl b) + c) stimmte mit der Zahl  
   Stimmzettel unter a) überein.  
 
   Die Gesamtzahl b) + c) war um ....... größer 
   - kleiner1 als die Zahl der Stimmzettel.  
 
  Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zählung herausstellte, erklärt sich aus 

folgenden Gründen:  
 
  .................................................................................................................................................... 
 
  .................................................................................................................................................... 
 
 3.3 Der/Die Schriftführer/in übertrug aus der - berichtigten1 - Bescheinigung über den Abschluss 

des Wählerverzeichnisses die Zahl der Wahlberechtigten in Abschnitt 4 Kennbuchstaben  
   A1 + A2  der Wahlniederschrift.  
 
 3.4 Ein Wahlvorstandsmitglied gab aus jedem Stimmzettel bekannt, für welchen Wahlvorschlag 

die Stimme abgegeben worden ist. Stimmzettel, die sofort als ungültig zu erkennen waren, 
wurden sofort ausgesondert und als ungültige Stimmen gezählt.  

  Die Stimmen wurden auf folgende Art und Weise gezählt:  
 
  .................................................................................................................................................... 
 
  .................................................................................................................................................... 
 
  Nach der Verlesung erhielt/en ............................. Beisitzer/innen die Stimmzettel.  
    (Zahl) 
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  Die Stimmzettel wurden nach gültigen und ungültigen, die gültigen wieder nach den Wahlvor-
schlägen, für welche die Stimme abgegeben war, sortiert und blieben bis zum Abschluss des 
Zählgeschäfts unter der Aufsicht der Beisitzer/Beisitzerinnen.  

 
 3.5 Stimmzettel, deren Gültigkeit fraglich erschien, wurden zunächst beiseite gelegt. Über die 

Gültigkeit sämtlicher aus diesem Grunde zurückgelegter Stimmzettel wurde nach Beendigung 
des übrigen Zählgeschäfts Beschluss gefasst. 

  Diese Stimmzettel sind als Anlagen Nr. ............ bis ............., die sofort als ungültig ausgeson-
derten Stimmzettel als Anlagen Nr. ............. bis ............. beigefügt.  

 
 3.6 Das in Abschnitt 4 dieser Wahlniederschrift enthaltene Ergebnis wurde vom Wahlvorstand als 

Wahlergebnis im Wahlbezirk festgestellt und von dem/der Wahlvorsteher/in mündlich bekannt 
gegeben.  

 
4. Wahlergebnis3  
 
 Wahlberechtigte laut Wählerverzeichnis  
 ohne Sperrvermerk »W« (Wahlschein)4  (A1) ...................................... 
 
 Wahlberechtigte laut Wählerverzeichnis  
 mit Sperrvermerk »W« (Wahlschein)4  (A2) ...................................... 
 
 Im Wählerverzeichnis insgesamt eingetragene Wahlberechtigte4  (A1) + (A2) ........................... 
 
 Insgesamt abgegebene Stimmen (Zahl der Wähler, vgl. oben Nr. 3.2a) (B) ........................................ 
 
 darunter Wähler mit Wahlschein (vgl. oben Nr. 3.2c) (B1) ...................................... 
 
 
 Ungültige Stimmen .......................................................................... (C) ........................................ 
 
 Gültige Stimmen ............................................................................ (D) ........................................ 
 
 Von den gültigen Stimmen entfallen auf den Wahlvorschlag  
 
 Nr. 1 .............................................................................................. (D1) ...................................... 
 
 Nr. 2 .............................................................................................. (D2) ...................................... 
 
 Nr. 3 .............................................................................................. (D3) ...................................... 
 
 Nr. 4 .............................................................................................. (D4) ...................................... 
 
 Nr. 5 .............................................................................................. (D5) ...................................... 
 
 Nr. 6 .............................................................................................. (D6) ...................................... 
 
 Nr. 7 .............................................................................................. (D7) ...................................... 
 
 Nr. 8 .............................................................................................. (D8) ...................................... 
 
 usw.  
 (Nummer des Wahlvorschlags auf dem Stimmzettel und Name der Partei oder des Einzelbewerbers/der Einzelbewerberin) 
 
5. Abschluss der Wahlergebnisfeststellung 
 
 5.1 Bei der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses waren als besondere Vorkommnis-

se zu verzeichnen: 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
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  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  Der Wahlvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschlüsse: 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
 5.2 Das Wahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde auf den Vordruck für die Schnellmeldung übertra-

gen und auf schnellstem Weg durch .......................................................................................... 
    (z. B. Telefon oder auf sonstigem elektronischen Weg) 

  an ................................................................................................................................................ 
  übermittelt.  
 
 5.3 Während der Wahlhandlung waren immer mindestens drei, während der Ermittlung und Fest-

stellung des Wahlergebnisses mindestens fünf Mitglieder des Wahlvorstands, darunter jeweils 
der/die Wahlvorsteher/in und der/die Schriftführer/in oder ihre Stellvertreter/innen anwesend.  

 
 5.4 Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses waren öffent-

lich.  
 
 5.5 Vorstehende Niederschrift wurde von den Mitgliedern des Wahlvorstands genehmigt und von 

ihnen unterschrieben.  
 
  ............................................................... 
  (Ort, Datum) 

 
  Der Wahlvorsteher/ Die übrigen Beisitzer 
  Die Wahlvorsteherin und Beisitzerinnen  
 
  ............................................................... 1. .......................................................................... 
  Der Stellvertreter/ 
  Die Stellvertreterin 2. .......................................................................... 
 
  ............................................................... 3. .......................................................................... 
  Der Schriftführer/ 
  Die Schriftführerin  4. .......................................................................... 
 
  ............................................................... 5. .......................................................................... 
 
    6. .......................................................................... 
    usw. 

(Vor- und Familiennamen) 

 
 5.6 Das/Die Mitglied/er des Wahlvorstands ...................................................................................... 
    (Vor- und Familienname)  

 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  verweigerte/n die Unterschrift unter der Wahlniederschrift, weil  
  (Angabe der Gründe) 
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  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
 5.7 Nach Schluss des Wahlgeschäfts wurden alle Stimmzettel und Wahlscheine, die nicht dieser 

Wahlniederschrift als Anlagen beigefügt sind, wie folgt geordnet, gebündelt und in Papier ver-
packt:  

  a) ein Paket mit den gültigen Stimmzetteln, geordnet und gebündelt nach den einzelnen 
Wahlvorschlägen, 

  b) ein Paket mit den eingenommenen Wahlscheinen und 
  c) ein Paket mit den unbenutzten Stimmzetteln.  
  Die Pakete a) und b) wurden versiegelt und mit dem Namen der Gemeinde, der Nummer des 

Wahlbezirks und der Inhaltsangabe versehen.  
 
 5.8 Dem/Der Beauftragten der Gemeinde wurden am ..........................., .............. Uhr, übergeben  
  - diese Wahlniederschrift mit Anlagen,  
  - die in Abschnitt 5.7 beschriebenen Pakete,  
  - das Wählerverzeichnis,  
  - die Wahlurne - mit Schloss und Schlüssel -1 sowie 
  - alle sonstigen dem Wahlvorstand von der Gemeinde zur Verfügung gestellten Gegen-

stände und Unterlagen.  
 
  Der Wahlvorsteher/Die Wahlvorsteherin 
 
  ................................................................. 
  (Unterschrift)  

 
 
  Von dem/der Beauftragten der Gemeinde wurde die Wahlniederschrift mit allen darin ver-

zeichneten Anlagen am .............................., ................... Uhr, auf Vollständigkeit überprüft 
und übernommen.  

 
  ................................................................. 
  (Unterschrift des/der Beauftragten der Gemeinde)  

 
Achtung: 

 
  Es ist sicherzustellen, dass die Wahlniederschrift mit den Anlagen sowie die Pakete mit den 

weiteren Unterlagen Unbefugten nicht zugänglich sind.  
 
 
 
 
 
 
_____________ 
 
1 Nichtzutreffendes bitte streichen.  
2  

Wenn im Wahlbezirk kein beweglicher Wahlvorstand tätig war, ist der gesamte Abschnitt 2.3 zu streichen.  
3 Wahlniederschriften und Meldevordrucke sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen Zahlen des Wahlergebnisses sind in die Schnellmeldung bei  

   demselben Kennbuchstaben einzutragen, mit dem sie in der Wahlniederschrift bezeichnet sind.  
4
 Die Zahlenangaben für die Kennbuchstaben  A1  und  A2  und  A1 + A2  sind der berichtigten Bescheinigung über den Abschluss des Wählerver- 

   zeichnisses zu entnehmen (vgl. auch Abschnitt 1.4).  
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Anlage 10 
(zu § 43 Abs. 4 Satz 2, § 47 Abs. 2 Satz 3 und § 48 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 Satz 1) 

 
 Wahl zum Landtag von Baden-Württemberg am ..................... 

 
  Zusammenstellung der □ vorläufigen1  □ endgültigen Wahlergebnisse für 
  □ den Wahlbezirk  □ die Gemeinde 
  □ den Briefwahlvorstand2  □ den Wahlkreis 
 

 Erfasster Bereich Wahlberechtigte Wähler Stimmabgabe 
  laut Wählerverzeichnis Wahlschein-

empfänger 

   Abgegebene 
Stimmen 

 Von den gültigen Stimmen entfallen auf den Wahlvor-
schlag 

Stati- 
stische 

Gemein- 
dekenn- 

ziffer 

Wahlbezirk 
Briefwahlvorstand 

Gemeinde 
Wahlkreis 

 

ohne Ver-
merk » W «  

(Wahlschein) 

mit Vermerk 
» W « 

(Wahlschein)

nach § 18 
Abs. 2 LWO

 
insgesamt 

(A1+A2+A3) 

 
insgesamt 

 

darunter 
mit 

Wahlschein

 
 

ungültig 

 
 

gültig 

 
 

Nr. 1 

 
 

Nr. 2 

 
 

Nr. 3 

 
 

usw.  

  A1 A2 A3 A B B1 C D D1 D2 D3  
 Wahlbezirke 

Nr. 1 
Nr. 2 
Nr. 3 
usw.  
 

            

 Zwischensumme 
Wahlbezirke 

            

 Briefwahlvorstände 
Nr. 1 
Nr. 2 
Nr. 3 
usw. 
 

            

 Zwischensumme 
Briefwahlergebnis 

            

 Gesamtsumme Gemeinde 
 

            

 Gesamtsumme Wahlkreis 
 
davon Summe 
- Wahlbezirk 
- Briefwahl 

            

 
1
 Beim vorläufigen Ergebnis bleiben allgemein die Statistische Gemeindekennziffer und die Spalten A1, A2, A3 und B1 unausgefüllt.  

2
 Beim Briefwahlergebnis bleiben die Statistische Gemeindekennziffer und die Spalten A1, A2, A3 und A unausgefüllt. Die Zahl der Briefwähler ist in die Spalten B und B1 einzusetzen.    

Reg.-Bezirk: 
 

Wahlkreis: 
 

Landkreis: 
 

Gemeinde: 
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Anlage 11 
(zu § 47 Abs. 1 Satz 1) 

 
Briefwahlvorstand Nr. ....................................................... Sitzungsraum ............................................ 
 
für .................................................................................... Sitzungsort ................................................ 
 (Name der Gemeinde/Gemeinden oder des Wahlkreises)1  

 
 

Diese Wahlniederschrift ist auf Seite .......... von den 
 

Mitgliedern des Wahlvorstands zu unterschreiben 
 

 
Wahlniederschrift 

 
über die Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefwahl 

 
bei der Wahl zum Landtag von Baden-Württemberg am .................... 

 
1. Wahlvorstand 
 
 Zu der heutigen Sitzung des Briefwahlvorstands sind erschienen als: 
 
 Funktion:  Familienname: Vorname: 
 
 1. Wahlvorsteher/in: .............................................................................................................................. 
 
 2. stellvertretende/r 
   Wahlvorsteher/in: .............................................................................................................................. 
 
 3. Beisitzer/in:          .............................................................................................................................. 
 
 4. Beisitzer/in:          .............................................................................................................................. 
 
 5. Beisitzer/in:          .............................................................................................................................. 
 
 6. Beisitzer/in:          .............................................................................................................................. 
 
 7. Beisitzer/in:          .............................................................................................................................. 
 
 8. Beisitzer/in:          .............................................................................................................................. 
 
 9. Beisitzer/in: ........................................................................................................................................ 
 usw. 
 
 Der/Die unter Nr. ............... genannte Beisitzer/in wurde zum Schriftführer/zur Schriftführerin be-

stellt. 
 
 Als Hilfskräfte wurden hinzugezogen:  
 
 Familienname: Vorname: 

 
 ............................................................................................................................................................... 
 
 ............................................................................................................................................................... 
 
2. Zulassung der Wahlbriefe 
 
 2.1 Der Wahlvorsteher/Die Wahlvorsteherin eröffnete um .......... Uhr die Sitzung des Wahlvor-

stands damit, dass er/sie die anwesenden Mitglieder des Wahlvorstands auf ihre Verpflich-
tung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amts und zur Verschwiegenheit über die ihnen 
bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinwies; er stellte die Er-
teilung dieses Hinweises an alle Beisitzer vor Aufnahme ihrer Tätigkeit sicher. 

  Abdrucke des Landtagswahlgesetzes und der Landeswahlordnung lagen im Wahlraum vor. 
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 2.2 Der Wahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlurne in ordnungsgemäßen Zustand befand 
und leer war. Sodann wurde die Wahlurne verschlossen - versiegelt2; der Wahlvorsteher/die 
Wahlvorsteherin nahm den Schlüssel in Verwahrung2.  

 
 2.3 Der Wahlvorstand stellte weiter fest, dass ihm von/vom ............................................................ 
  .................................................................................................................................................... 

(zuständige Stelle) 

  - .......... Wahlbriefe und eine Mitteilung, dass keine Wahlscheine für ungültig erklärt worden 
   (Zahl) 

   sind, übergeben wurden.  
 
  - ....... .. Wahlbriefe und ..... Verzeichnis/Verzeichnisse der für ungültig erklärten Wahlscheine/ 
   (Zahl) (Zahl) 

   sowie  
 
    .......... Nachtrag/Nachträge zu dem Verzeichnis der für ungültig erklärten Wahlscheine

 (Zahl) 
   übergeben wurden.2 
 
  Die in dem Verzeichnis der für ungültig erklärten Wahlscheine und den Nachträgen dazu auf-

geführten Wahlbriefe wurden ausgesondert und später dem Wahlvorstand zur Beschlussfas-
sung vorgelegt (vgl. Nr. 2.6).2 

 
 2.4 Hierauf öffnete ein/e von dem/der Wahlvorsteher/in bestimmte/r Beisitzer/in die Wahlbriefe 

nacheinander, entnahm ihnen den Wahlschein und den Stimmzettelumschlag und übergab 
beides dem/der Wahlvorsteher/in. Diese/r las aus dem Wahlschein den Namen des Wäh-
lers/der Wählerin vor. Nachdem weder der Wahlschein noch der Stimmzettelumschlag zu 
beanstanden war, wurde der Stimmzettelumschlag ungeöffnet in die Wahlurne geworfen. Die 
Wahlscheine wurden gesammelt. 

 
 2.5 Ein/e Beauftragte/r des/der ............................... überbrachte um .......... Uhr weitere .......... 

Wahlbriefe, die am Wahltag bei der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle noch 
vor Schluss der Wahlzeit eingegangen waren3.  

 
 2.6 Es wurden keine/insgesamt ................ Wahlbriefe beanstandet.2 
  Davon wurden durch Beschluss zurückgewiesen  
 

.......... Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahlschein beigele-
gen hat, 

.......... Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzettelumschlag beigefügt war, 

.......... Wahlbriefe, weil weder der Wahlbriefumschlag noch der Stimmzettelumschlag ver-
schlossen war, 

.......... Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelumschläge, aber nicht 
die gleiche Anzahl gültiger und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt 
versehener Wahlscheine enthalten hat, 

.......... Wahlbriefe, weil der Wähler/die Wählerin oder die Hilfsperson die vorgeschriebene 
Versicherung an Eides statt zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben 
hat, 

.......... Wahlbriefe, weil kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt worden war, 

.......... Wahlbriefe, weil ein Stimmzettelumschlag benutzt worden war, der offensichtlich in 
einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abwich oder einen 
deutlich fühlbaren Gegenstand enthalten hat. 

 
  Zusammen: ............. Wahlbriefe.  
 

Sie wurden samt Inhalt ausgesondert, 
mit einem Vermerk über den Zurückweisungsgrund versehen, 
wieder verschlossen, 
fortlaufend nummeriert und 
der Wahlniederschrift beigefügt. 

 
  Nach besonderer Beschlussfassung wurden ............. Wahlbriefe zugelassen und nach Ab-

schnitt 2.4 behandelt. 
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  War Anlass der Beschlussfassung der Wahlschein, so wurde dieser der Wahlniederschrift 
beigefügt.  

 
3. Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses 
 
 3.1 Nachdem alle bis 18 Uhr eingegangenen Wahlbriefe geöffnet, die Stimmzettelumschläge 

entnommen und in die Wahlurne geworfen worden waren, wurde die Wahlurne um .......... 
Uhr geöffnet. Die Stimmzettelumschläge wurden entnommen. Der/Die Wahlvorsteher/in 
überzeugte sich, dass die Wahlurne leer war. 

 
 3.2 a) Danach wurden die Stimmzettelumschläge ungeöffnet gezählt. 
   Die Zählung ergab ..........Stimmzettelumschläge 
    (= Wähler  B ; zugleich  B1 ). 
 
  b) Danach wurden die Wahlscheine gezählt. 
   Die Zählung ergab .......... Wahlscheine. 
 
  □ Die Zahl der Stimmzettelumschläge und der Wahlscheine stimmte überein. 
  □ Die Zahl der Stimmzettelumschläge und der Wahlscheine stimmte nicht überein. 
  Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zählung herausstellte, erklärt sich aus 

folgenden Gründen:  
  ..................................................................................................................................................... 
 
 3.3 Der/Die Schriftführer/in übertrug die Zahl der Wähler in Abschnitt 4 Kennbuchstabe  B  der 

Wahlniederschrift. 
 
 3.4 Hierauf wurden die Stimmzettelumschläge geöffnet und die Stimmzettel entnommen. Ein 

Wahlvorstandsmitglied gab aus jedem Stimmzettel bekannt, für welchen Wahlvorschlag die 
Stimme abgegeben worden ist. Stimmzettel, die sofort als ungültig zu erkennen waren, so-
wie leere Stimmzettelumschläge und Stimmzettelumschläge, in denen sich kein amtlicher 
Stimmzettel befand, wurden sofort ausgesondert und als ungültige Stimmen gezählt. 

 
  Die Stimmen wurden auf folgende Art und Weise gezählt: ......................................................... 
  ..................................................................................................................................................... 
  ..................................................................................................................................................... 
  Nach der Verlesung erhielten .................. Beisitzer/Beisitzerinnen die Stimmzettel und die 

Stimmzettelumschläge.  (Zahl) 

   
  Die Stimmzettel wurden nach gültigen und ungültigen, die gültigen wieder nach den Wahlvor-

schlägen, für welche die Stimme abgegeben war, sortiert und blieben bis zum Abschluss des 
Zählgeschäfts unter der Aufsicht der Beisitzer/Beisitzerinnen. 

 
 3.5 Stimmzettel, deren Gültigkeit fraglich erschien, wurden zunächst beiseite gelegt. Über die 

Gültigkeit sämtlicher aus diesem Grunde zurückgelegter Stimmzettel wurde nach Beendi-
gung des übrigen Zählgeschäfts Beschluss gefasst. Das gleiche Verfahren wurde ange-
wandt für Stimmzettelumschläge, die eine Beschlussfassung des Wahlvorstands erforderten; 
den beanstandeten Stimmzettelumschlägen wurden die Stimmzettel bis zur Entscheidung 
nicht entnommen. 

  Diese Stimmzettelumschläge und Stimmzettel sind als Anlagen Nr. .......... bis .........., die so-
fort als ungültig ausgesonderten Stimmzettelumschläge mit Ausnahme der leer abgegebenen 
und Stimmzettel als Anlagen Nr. .......... bis .......... beigefügt. 

 
 3.6 Das in Abschnitt 4 dieser Wahlniederschrift enthaltene Ergebnis wurde vom Wahlvorstand 

als Briefwahlergebnis festgestellt und von dem/der Wahlvorsteher/in mündlich bekannt ge-
geben.  

 
4. Wahlergebnis4  
 
 Insgesamt abgegebene Stimmen 
 (Zahl der Wähler, vgl. oben Nr. 3.2a) (B und zugleich B1) ......................................... 
 
 Ungültige Stimmen ...................................................................... (C)  ......................................... 
 
 Gültige Stimmen ...................................................................... (D) ......................................... 
 
 Von den gültigen Stimmen entfallen auf den Wahlvorschlag  
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 Nr. 1 .............................................................................................. (D1) ...................................... 
 
 Nr. 2 .............................................................................................. (D2) ...................................... 
 
 Nr. 3 .............................................................................................. (D3) ...................................... 
 
 Nr. 4 .............................................................................................. (D4) ...................................... 
 
 Nr. 5 .............................................................................................. (D5) ...................................... 
 
 Nr. 6 .............................................................................................. (D6) ...................................... 
 
 Nr. 7 .............................................................................................. (D7) ...................................... 
 
 Nr. 8 .............................................................................................. (D8) ...................................... 
 
 usw.  
 (Nummer des Wahlvorschlags auf dem Stimmzettel und Name der Partei oder des Einzelbewerbers/der Einzelbewerberin)  

 
5. Abschluss der Wahlergebnisfeststellung 
 
 5.1 Bei der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses waren keine/folgende2 besondere 

Vorkommnisse zu verzeichnen:  
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  Der Wahlvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschlüsse:  
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
 5.2 Das Wahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde auf den Vordruck für die Schnellmeldung übertra-

gen und auf schnellstem Weg durch ........................................................................................ 
        (z. B. Telefon oder auf sonstigem elektronischen Weg) 
  an ................................. übermittelt.  
 
 5.3 Während der Zulassung der Wahlbriefe waren immer mindestens drei, während der Ermitt-

lung und Feststellung des Briefwahlergebnisses mindestens fünf Mitglieder des Wahlvor-
stands, darunter jeweils der/die Wahlvorsteher/in und der/die Schriftführer/in oder ihre Stell-
vertreter/innen, anwesend. 
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 5.4 Die Zulassung der Wahlbriefe sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
waren öffentlich. 

 
 5.5 Vorstehende Niederschrift wurde von den Mitgliedern des Wahlvorstands genehmigt und von 

ihnen unterschrieben. 
 
  ............................................................... 
  (Ort, Datum) 

 
  Der Wahlvorsteher/ Die übrigen Beisitzer 
  Die Wahlvorsteherin und Beisitzerinnen  
 
  ............................................................... 1. .......................................................................... 
  Der Stellvertreter/ 
  Die Stellvertreterin 2. .......................................................................... 
 
  ............................................................... 3. .......................................................................... 
  Der Schriftführer/ 
  Die Schriftführerin  4. .......................................................................... 
 
  ............................................................... 5. .......................................................................... 
 
    6. .......................................................................... 
    usw. 

(Vor- und Familiennamen) 

 
 5.6 Das/Die Mitglied/er des Wahlvorstands .................................................................................. 
        (Vor- und Familienname) 

  verweigerte/n die Unterschrift unter der Wahlniederschrift, weil 
  (Angabe der Gründe) 

  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
  ..................................................................................................................................................... 
 
 5.7 Nach Schluss des Wahlgeschäfts wurden alle Stimmzettel und Wahlscheine, die nicht dieser 

Wahlniederschrift als Anlagen beigefügt sind, wie folgt geordnet, gebündelt und in Papier 
verpackt: 

  a) ein Paket mit den gültigen Stimmzetteln, geordnet und gebündelt nach den einzelnen 
Wahlvorschlägen, 

  b) ein Paket mit den leer abgegebenen Stimmzettelumschlägen und 
  c) ein Paket mit den eingenommenen Wahlscheinen. 
  Die Pakete wurden versiegelt und mit der Nummer des Briefwahlvorstands sowie der Inhalts-

angabe versehen. 
 
 5.8 Dem/Der Beauftragten des/der ............................. wurden am .........., .......... Uhr, übergeben  
  - diese Wahlniederschrift mit Anlagen, 
  - die in Abschnitt 5.7 beschriebenen Pakete, 
  - das Verzeichnis/die Verzeichnisse der für ungültig erklärten Wahlscheine/und .......... 

Nachträge dazu/die Mitteilung, dass keine Wahlscheine für ungültig erklärt wurden2,  
  - die Wahlurne - mit Schloss und Schlüssel -2 sowie  
  - alle sonstigen dem Briefwahlvorstand von dem/der .................................... zur Verfügung 

gestellten Gegenstände und Unterlagen. 
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  Der Wahlvorsteher/Die Wahlvorsteherin 
 
  ................................................................. 
  (Unterschrift) 

 
 
 Von dem/der Beauftragten des/der ................................. wurde die Wahlniederschrift mit allen darin 

bezeichneten Anlagen am ...................., .......... Uhr, auf Vollständigkeit überprüft und übernommen. 
 
 ...................................................... 
 (Unterschrift des/der Beauftragten) 

 
Achtung: 

 
 Es ist sicherzustellen, dass die Wahlniederschrift mit den Anlagen sowie die Pakete mit den weite-

ren Unterlagen Unbefugten nicht zugänglich sind. 
__________ 
 
1  Bitte eintragen, ob der Briefwahlvorstand auf der Ebene des Wahlkreises oder einer oder mehrerer Gemeinden eingesetzt ist. 
2  Nichtzutreffendes bitte streichen. 
3  Abschnitt 2.5 bitte streichen, wenn keine weiteren Wahlbriefe zugeteilt wurden. 
4  Wahlniederschriften und Meldevordrucke sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen Zahlen des Wahlergebnisses sind in die Schnellmeldung bei  

   demselben Kennbuchstaben einzutragen, mit dem sie in der Wahlniederschrift bezeichnet sind. 

 


